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N. 11 


Bertin, den 1. Zuni 1935 


16. Jahrgang 


Autorität durch Recht und Leiſtung 


Die tiefe ſeeliſche Erſchütterung, die Polen durch den 
Tod des Marſchalls erlebt hat, iſt an der politiſchen Ober⸗ 
fläche noch nicht in Erſcheinung getreten. Das Erbe des 
Marſchalls iſt in die Hände der Männer übergegangen, die 
— jeder auf ſeinem Gebiete — das unbegrenzte Vertrauen 
ihres Führers beſaßen. General Rydz⸗Smigly iſt 
noch vom Marſchall ſelbft zum Generalinſpekteur der Armee 
beſtimmt worden; in ſeiner Hand vereinigen ſich alle 
militäriſchen Machtmittel des polniſchen Staates. 


gelingen wird, die Hoffnungen ihrer politiſchen Widerſacher 
zuſchanden zu machen, das wird in entſcheidendem Maße 
davon abhängen, ob ſie eine neue, vom geſamten Volke 
anerkannte Autorität aufzurichten und das Volk an 
neue, feine Zuſtimmung findende Aufgaben heranzu⸗ 
führen vermag. „Die Organe unſerer Staatsgewalt“, 
ſchrieb kürzlich der „Czas“, „hatten bisher eine geſicherte 
Achtung und fanden Gehör, da hinter ihnen die Autorität 
des Marſchalls ſtand. Der Garant des Friedens, der Ruhe 


Die politiſche Autorität, 


die der Tote beſaß, iſt 
duf Wruͤno over nellen! Verfaſſung auf den Staats“ 
präſidenten Moscicki übergegangen. Wenn der 
Miniſterpräſident Oberſt Slawek nach dem Tode des Mar— 
ſchalls die Rücktrittsbereitſchaft des Geſamtkabinetts mit— 
geteilt hat, fo iſt das mehr als ein Akt von formaler Be— 
deutung geweſen; es war eine Demonſtration, durch die zum 
Ausdruck gebracht werden ſollte, daß das Amt des Staats— 
präſidenten die allein maßgebende politiſche Inſtanz im 
1 Polen darſtellt. Neben dem Generalinſpekteur der 

rmee und dem Staatspräſidenten treten noch zwei andere 
Männer beſonders ſichtbar hervor: Slawek und Beck. 
Dieſe vier Männer, der Staatspräſident, der Generalinſpek— 
teur der Armee, der Miniſterpräſident und der Außen— 
miniſter, kann man als die in Zukunft maßgebendſten Fak— 
toren im politiſchen Leben Polens anſehen. 

Daß die Männer, die Jahrzehnte hindurch zum be— 
währten Mitarbeiterſtabe des Marſchalls gehört haben, in 
abſehbarer Zeit gezwungen ſein könnten, die Führung des 
Staates aus den Händen zu geben, wagt auch die ein: 

eſchworene Oppoſition nicht zu erwarten. Immerhin 
ſcheint ie zu hoffen, daß es ihr gelingen werde, aus der 
neuen Lage einigen Nutzen zu ziehen. Zum Teil ſetzt ſie 
ihre Hoffnung darauf, daß ſich im Sanierungslager jeßt, 
wo die perſönliche Autorität Pilſudſkis fehlt, die immer vor: 
handenen auseinanderſtrebenden Tendenzen fo ſehr ver- 
ſtärken werden, daß der enge, um den Staatspräſidenten 
verſammelte Führerkreis allmählich den organiſatoriſchen 
Rückhalt in den Maſſen verliert. So ſpekuliert der ſozialiſtiſche 
„Robotnik“ darauf, daß ſich der linke Flügel des Sa— 
nierungslagers über kurz oder lang aus der „künſtlichen“ 
Verbindung mit den konſervativen Kreiſen herauslöſen und 
ſich mit den Oppoſitionsparteien der Linken vereinigen 
werde. Dieſe Hoffnung, einen Teil des Regierungslagers 
an ſich heranziehen zu können, hat man auf ſeiten der 
Rechtsoppoſition offenbar nicht. Dort hat man ſich wohl im 
weſentlichen ſchon damit abgefunden, daß es kaum noch 
möglich ſein wird, als Partei im Staate zur Geltung zu 
kommen. Man denkt in dem ſtark mit Intelligenz durch⸗ 
ſetzten nationaldemokratiſchen Lager eher daran, die Reihen 
des Regierungslagers von innen heraus zu durchdringen 
und ſich — „gleichgeſchaltet“ und „unentbehrlich“ — in den 
Aemtern feſtzuſetzen, — eine Methode, die bisher ſchon nicht 
ohne Erfolg angewandt worden iſt. 
ä Das ſind Hoffnungen. Ueber ſie wird die fernere Zu⸗ 
kunft entſcheiden. An den Tatſachen, die von dem Führer⸗ 
kreis unter der Autorität des Staatspräſidenten beſtimmt 
werden, vermögen die Oppoſitionsparteien — vorerſt wenig⸗ 
ſtens — nichts Weſentliches zu ändern. Ob es der Regierung 


Errichtung 


hineinführen würde.“ 


und der Ordnung wird in Zukunft nicht die Autorität einer 


andeken ""Werjönlichkeit ſein, da es unter Uns reinen 
Menſchen gibt, der auch nur zum Teil der Größe des 
Marſchalls gewachſen wäre ... Die einzige Autorität, auf 
die ſich in der nun beginnenden Periode unſerer Geſchichte 
die Staatsgewalt ſtützen müßte, iſt die Autorität des 
Rechts.“ In der Tat rührt der „Czas“ hier an eines der 
Grundprobleme des öffentlichen Lebens in Polen. Dieſes 
Leben war in der Vergangenheit und iſt auch noch heute 
durch eine weitverbreitete Rechtsunſicherheit charak- 
teriſiert. In der u der Staatlichen Unfreiheit ſtand das 
polniſche Volk im Kampf mit dem geltenden Recht, und im 
neuen Staate ſetzten ſich die Regierenden nur allzu oft über 
das von ihnen ſelber geſetzte Recht leichtfertig hinweg und 
machten es damit für die Regierten zu einem Zwang, dem 
das Bewußtſein innerer Notwendigkeit fehlte. Es liegt vor 
allem an den Regierenden, die Stabilität des Rechtes zu 
ſchaffen und den überſpitzten Individualismus, zu dem der 


Pole neigt, zu überwinden. 


Mit dem Tode des Marſchalls, ſchrieb der „Wieczor 
Warszawski“, ſei gleichſam die Periode des 
Kampfes um die polniſche Unabhängigkeit 
zu Ende gegangen; von jetzt an habe die Arbeit der 
einer neuen ſozialen, wirtſchaftlichen und 
politiſchen Ordnung zu dienen. „Erfüllen kann die Aufgabe 
einzig und ausſchließlich die gemeinſame An⸗ 
ſtren gung der ganzen Nation, ebenſo wie in der 


vergangenen Periode alle nach Erlangung der Un⸗ 
abhängigkeit ſtrebten.“ Bisher war das, was das Pilſudſki⸗ 
Syſtem auf ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiete getan hat, 
1 nur ein Handeln von Fall zu Fall 
dem 
fäßlidenideellen Ausrichtung fehlte. Bisher 
iſt es die überragende Perſönlichkeit des Marſchalls geweſen, 


7 


die Ueberzeugungskraft einer grund⸗ 


die die Maſſe der Bauern in ihren Bann ſchlug, die 
Arbeiterſchaft vor einer uferloſen Radikaliſierung bewahrte 


und die Oppoſition der Intelligenz zu dämpfen vermochte. 
Jetzt kommt es f 


g ür das Syſtem darauf an, 
feine Autorität auf das Recht und die Lei⸗ 
ſtungneu zu begründen. Freilich iſt der Staat auch 


ohne die freudige Mitwirkung der breiten Volksſchichten 
durch den Einſatz ſeiner Machtmittel zuſammenzuhalten. 
Aber der „Czas“ hat wohl recht, wenn er ſchreibt: „Es wäre 
ein Unglück, wenn die regierenden Männer gezwungen 


wären, ſich ausſchließlich durch die in dieſer oder jener Form 
auftretende phyſiſche Kraft Gehör zu verſchaffen. Es würde 


dies eine Periode des Terrors und des allgemeinen Zerfalls 


bedeuten, die den Staat zweifellos in eine N 
n Dr. K. 
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Senat, Oppofition und Völkerbundskommiſſar 


Man kann nicht behaupten, daß die Nationalſozialiſten 


in Danzig, als ſie noch in der Oppoſition ſtanden, von den 
damals regierenden Syſtemparteien fanft angefaßt worden 
ſind. Aber niemals iſt damals einem Nationalſozialiſten auch 
nur der Gedanke gekommen, ſich wegen der ſyſtematiſchen 
Zurückſetzungen und Vergewaltigungen durch die ſeiner— 
zeitige Regierung mit einer Beſchwerde nach Genf zu wenden. 
Es iſt erſt den Parteien des Weimarer Syſtems vorbehalten 
geblieben, ein internationales, alles andere als deutſchfreund⸗ 
lich eingeſtelltes Gremium gegen die eigene Regierung auf— 
uputſchen. Alles, was gegen die national: 
sog taliſtiſche Bewegung feindlich einge⸗ 
ſtelltiſt, hat ſich in Danzig ein Stelldichein 
gegeben, in der Hoffnung, von dieſer beſonders exponier— 
ten Stelle aus vielleicht einen Schlag gegen die verhaßte 
Bewegung und damit gegen Deutſchland überhaupt führen 
zu können. Man muß ſich darüber klar ſein, daß die Leute, 
die in ihrer Eigenſchaft als Bürger der Freien Stadt Danzig 
verſchiedene Beſchwerden gegen die nationalſozialiſtiſche 
Regierung nach Genf geſchickt haben, nicht die eigentlichen 
Drahtzieher dieſer Aktion ſind. Hinter ihnen ſtehen andere 
Kräfte, mit deren Zuſtimmung oder in deren Auftrag ſie 


handeln. Das verringert nicht ihre perſönliche und moraliſche 


Verantwortlichkeit. Vielmehr rückt das ihr Handeln in ein 
um fo bedenklicheres Licht. Denn es find im Grunde nicht die 
wirklichen oder vermeintlichen Intereſſen Danziger Bürger, 
die ſie vertreten, ſondern ſie handeln im Jutereſſe von 
Kreiſen, deren Ziele ihnen nicht verborgen ſein können. 
Daß die Sozialdemokraten bei ihrer Genfer 
Klage im Einvernehmen mit ihren Genoſſen im Auslande 
handeln, ſteht außer Zweifel. Ueber die Abhängigkeit der 


kommuniſtiſchen Taktik von den Weiſungen Moskaus. 
Bei den Danziger Zen⸗ 


iſt man allgemein unterrichtet. 
trumskreiſen läßt ſich eine weitgehende, wohl nicht 
bloß geiſtige Bindung an die zur Zeit noch in Wien 
regierenden Kreiſe feſtſtellen. Die von der politiſierenden 
katholiſchen Geiſtlichkeit Danzigs ins Ausland laufen: 
den Fäden weiſen noch weiter nach Süden. Und was ſchließ— 


lich die Juden anlangt, ſo iſt die Aktion, die ſie in Genf 
gegen die Danziger Regierung eingeleitet haben, ebenſo zu 
werten wie die Judenprozeſſe in Kairo und Bern, durch die 
gleichfalls dem Anſehen des Nationalſozialismus vor der 
internationalen Oeffentlichkeit Schaden zugefügt werden 
Unter dieſem Geſichtspunkt ſind die 


ſollte. 
gegen die Danziger Regierung gerichteten 
Genfer Klagen eine Angelegenheit, 
Deutſchland unmittelbar intereſſieren. 
Man klagt gegen den Senat der Freien 
Stadt, aber man meint im Grunde den 
Nationalſozialismus ſchlechthin. 

Bisher war man gewohnt, auf der Tagesordnung 
der Genfer Völkerbundstagungen nur Streitfälle zwiſchen 
Danzig und Polen verzeichnet zu finden. Diesmal iſt 
es anders geweſen. 
zur Debatte geftanden. Die e der Polen ſind diesmal 
in Genf von anderen Kreiſen nebenbei mitbeſorgt worden. 
Zunächſt trat da das Danziger Zentrum als Kläger 
gegen den Senat a den Plan. Seine Petition vom 17. De⸗ 
zember 1934 hatte den Völkerbundsrat bereits auf ſeiner 
diesjährigen Januartagung beſchäftigt, war damals aber 
vertagt worden. Sie bezog ſich auf die angebliche „Vorzugs⸗ 
behandlung“ der Gliederungen der NSDAP. durch den 
Senat, die nach der Meinung des Zentrums im Widerſpruch 
zur Danziger Verfaſſung ſtehen ſoll. Die Petenten verlangten 
vom Völkerbund, daß dieſer durch die Feſtſtellung der „Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit“ den Senat zur Aufhebung der ihnen 
unbequemen Verordnungen zwinge. Am 18. April d. J. hatte 
das Zentrum einen Nachtrag zu ſeiner Petition einge⸗ 
reicht. Dieſer Nachtrag enthielt in der Hauptſacke Einwen⸗ 
dungen gegen die angeblich widerrechtliche Benutzung ſtaat⸗ 
licher Einrichtungen für die Wahlpropaganda der Ne 


wie auch der anderen, ihm von Danziger Staatsbürgern vor⸗ 
7 1 Petitionen zunächſt einem Juriſtenaus⸗ 
chuß überwieſen. 5 N 
Weiter beſchäftigte den Völkerbund eine Petition 
der katholiſchen Geiſtlichkeit vom 30. Auguſt 
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die 


Danzig⸗polniſche Fragen haben nicht 


DAP. 
Der Völkerbundsrat hat die Prüfung dieſer Beſchwerde 


v., J., die gleichfalls ſchon einmal auf der Tagesordnung der 
Januartagung des Rates geſtanden hatte, damals aber 
ebenfalls vertagt worden war. Die Petition befaßte ſich in 
der Hauptſache mit der ſogenannten Chriſtusjugend, 
deren Mitglieder nach Auffaſſung der katholiſchen Geiſtlich⸗ 
keit offenbar nur dann Ausſicht haben, in den Himmel zu 
kommen, wenn ihnen der Danziger Senat geſtattet, grüne 
Hemden zu tragen, in Uniform auf der Straße zu demon⸗ 
ſtrieren und Turnhallen und andere öffentliche Einrichtungen 
zu benutzen. Der Senat hatte nach der Januartagung des 
Rates mit dem Zentrum und der Geiſtlichkeit eine gütliche 
Einigung herbeizuführen verſucht; die Verhandlungen waren 
jedoch daran geſcheitert, daß die Gegenſeite in dem Augen: 
blick, in dem eine Einigung bevorzuſtehen ſchien, mit neuen 
Forderungen auftrumpften, die von der Regierung wegen 
ihrer offenkundig gegen die Sicherheit des Staates gerichteten 
Tendenz abgelehnt werden mußten. 

Die dritte Petition ſtammte vom Herausgeber 
der ſozialdemokratiſchen „Danziger Volks⸗ 
ſt imme“. Dieſer beſchwerte ſich über verſchiedene Beſchlag⸗ 
nahmungen und das jetzt noch laufende fünfmonatige Verbot 
ſeines Blattes. Gegenüber dieſer Beſchwerde iſt feſtzuſtellen, 
daß der Senat in der Behandlung der oppoſitionellen Preſſe 
trotz der fortgeſetzten gehäſſigen Angriffe, die von dieſer Seite 
gegen Staat, Regierung und Bewegung gerichtet wurden, ſtets 
eine bemerkenswerte Langmut bewieſen und bei ſeinem Vor⸗ 
gehen jederzeit nach dem Grundſatz der Verfaſſung gehandelt 
hat, daß ſich die Meinungsäußerungen der Preſſe „im Rahmen 
der Geſetze“ zu halten haben. 

Beſondere Beachtung verdient die von den Danziger 
Juden eingereichte Petition, ein über hundert Seiten um⸗ 
faſſendes Schriftſtück. Es handelt ſich hier offenbar um eine 
groß angelegte Aktion, der von ihren Urhe⸗ 
bern — wie es ſcheint — grundſätzliche Bedeutung 
in dem Kampfdes Weltjudentums gegen den 
Antiſemitismus überhaupt und den Natio⸗ 
nalſozialismus im beſonderen beigelegt 
wird. Es gibt kaum einen Abſchnitt des öffentlichen Lebens, 
der in diefer Petition nicht erfaßt worden iſt. Es kommt den 
Petenten, wie mehrere in ihrem Schriftſtück aufgeſtellte For⸗ 
derungen beweifen, darauf an, einen beſonderen Ehren⸗ 
ſchutz des Judentums, eine beſondere Juden⸗ 
ſchutzgeſetzgebung durch den Völkerbund in 
Danzig durchführen zu laſſen. In dieſem kleinen 
Staatsweſen wollen ſie ein Ziel erreichen, deſſen Verwirk⸗ 
lichung ſie in allen Staaten anſtreben, bisher allerdings im 
weſentlichen ohne Erfolg. Es wäre zu wünſchen, daß ſich auch 
die antiſemitiſchen Kreiſe anderer Länder dieſer Angelegen⸗ 
heit, die für die Behandlung des Judenproblems in der Welt 
von grundſätzlicher Bedeutung zu ſein ſcheint, annehmen. 

Außer den Zentrumsleuten und Geiſtlichen, den Sozial⸗ 
demokraten und Juden trat diesmal auch der Hohe Kom⸗ 
miſſar des Völkerbundes in drei Fällen gegen die 
Danziger Regierung auf. Erſtens glaubte der Kommiſſar, 
gegen das Tragen der SA⸗ und SS⸗-Dolche gewiſſe 
Einwendungen erheben zu müſſen. Anſcheinend befürchtet er, 
daß das öffentliche Tragen dieſer Dolche gegen die militä⸗ 
riſchen Beſtimmungen des Danziger Statutes verſtoßen oder 
gar die öffentliche Sicherheit gefährden könnte. Es iſt nicht 
recht erſichtlich, warum der Hohe Kommiffar die Dolch— 
angelegenheit, über die er bereits vor anderthalb Jahren 
einmal mit dem Senat verhandelt hat, jetzt noch ein⸗ 
mal in Genf vorgelegt hat. Unverſtändlich iſt auch, wie der 
Kommiſſar dazu gekommen iſt, ſich der Beſchwerde 
zweier Leute anzunehmen, die behaupten, daß ſie von 
einer Danziger Behörde „aus politiſchen Gründen aus ihrer 


Arbeitsſtelle entlaſſen“ worden ſeien. 


Von grundſätzlicher Bedeutung iſt ſchließlich folgender 
Punkt, der gleichfalls auf Antrag des Kommiſſars auf die 
Tagesordnung der Völkerbundsverſammlung geſetzt worden 
it: Senatspräſident Greiſer hatte im März d. J. 
in einer Verſammlung zum Ausdruck gebracht, daß die Dan⸗ 

iger Bevölkerung gewiſſe Maßnahmen des Kommiſſars nur 
ander zu begreifen vermöge; ſie ſei ganz allgemein der 
Meinung, daß der Kommiſſar in erſter Linie 
dazu da ſei, zwiſchen Danzig und Polen im 


Bedarfsfalle die Rolle eines Schiedsrich⸗ 
ters zuſpielen, und daß es erſt in zweiter Linie feine 
Aufgabe ſei, als Organ des Völkerbundes die Verfaſſungs⸗ 
mäßigfeit. des Danziger öffentlichen Lebens zu überwachen. 
Die Danziger Bevölkerung, ſo hatte Greiſer damals geſagt, 
könne es nicht verſtehen, daß der Hohe Kommiſſar in ſeinem 
Hauſe täglich Leute empfange, die in keiner Weiſe das Recht 
hätten, für die Bevölkerung Danzigs zu ſprechen, und daß er 
die Erzählungen dieſer Leute zur Grundlage von Berichten 
nach Genf mache. Dieſe Kritik, die der Senatspräſident, indem 
er der allgemeinen Auffaſſung der Danziger Bevölkerung 
Ausdruck gab, an dem Verhalten des Kommiſſars geübt hatte, 
hat dieſer zum Anlaß genommen, ſeine rechtliche Stellung 
durch den Völkerbundsrat klären zu laſſen. 

Nachdem der Kommiſſar dieſe Frage aufgeworfen hat, 
erſcheint es angebracht, auf die Beſtimmungen hinzuweiſen, 
durch die feine Rechte grundſätzlich feſtgelegt worden 
un Es kommt da vor allem der Art. 103 Abf. 2 des 

erfailler Diktates in Frage. Dort heißt es: „Der 
Oberkommiſſar wird mit der erſtinſtanzlichen Ent⸗ 
ſcheidung aller Streitigkeiten betraut, die 
zwiſchen Polen und der Freien Stadt aus 
Anlaß des gegenwärtigen Vertrages oder ergänzender Ver⸗ 
einbarungen und Abmachungen entſtehen ſollten.“ Von 
einem Aufſichtsrecht des Kommiſſars über die innerſtaatlichen 
Verhältniſſe der Freien Stadt iſt im Verſailler Diktat nicht 
die Rede. Erſt durch einen Beſchluß des Völker- 
bundsrates vom 10. Juni 1925 iſt dem Kommiſſar 
auch die Befugnis zuerkannt worden, „dem Völkerbundsrat 
ſolche Tatſachen mitzuteilen, die ihm eine Gefahr von 
Verletzungen der Danziger Verfaſſung in⸗ 
dizieren“. Der Rechtswiſſenſchaftler Prof. Herbert 
Kraus hat ſich über die Bedeutung dieſes Ratsbeſchluſſes 
im Jahre 1926, zu einer Zeit alſo, in der Völkerbunds— 
petitionen Danziger Oppoſitionsparteien noch eine unbe— 
kannte Angelegenheit waren, in der „Deutſchen Juriſten— 
Zeitung“ folgendermaßen geäußert: „Der Beſchluß ſpricht 
dem Kommiſſar jede Befugnis zu einer materiellen Behand— 
lung derartiger Petitionen ab, ſtempelt ihn alſo in dieſer 
Richtung zum reinen Uebermittlerboten. Noch weniger iſt 
hiermit natürlich irgendeiner Gruppe von Individuen ein 
internationales Petitionsrecht im techniſchen Sinne zuerkannt 
worden. Das hat die wichtige Folge, daß die Danziger Be⸗ 
hörden in jedem Einzelfalle in völliger rechtlicher Freiheit 
die Frage prüfen dürfen, inwieweit derartige 
Petitionen Danziger Staatsbürger Straf⸗ 
rechtsbeſtände erfüllen.“ Prof. Kraus machte in 


ſeiner erwähnten Arbeit weiter auf verſchiedene weſentliche 


Beſchränkungen aufmerkſam, denen die Rechte des Kom⸗ 
miſſars offenbar unterworfen ſind: Durch Genfer 
Beſchluß vom 11. Februar 1920 iſt feſtgeſtellt 
worden, daß der Kommiſſar „in ſeiner richterlichen Eigen⸗ 
ſchaft von ſich aus nicht tätig ſein darf, ſondern warten 
muß, bis eine Sache vor ihn gebracht wird“. 
Beſonders wichtig iſt in der gegenwärtigen Situation die 
Feſtſtellung von Prof. Kraus, daß der Verkehr mit dem 
Kommiſſar für Danzig eine „auswärtige Ange— 


legenheit“ iſt, daß dieſer Verkehr alſo gemäß Art. 41 
der Danziger Verfaſſung ausſchließlich über den 
Senat zu gehen hat. Der Kommiſſar, ſagt Prof. 
Kraus, „iſt demgemäß insbeſondere nicht 
dazu befugt, mit irgendeiner anderen 
Danziger Behörde als dem Senat von ſich 
aus in direkten dienſtlichen Verkehr zu 
treten. Nicht einmal mit den dort reſidierenden auswär⸗ 
tigen Konſulaten iſt ihm dies geſtattet. Noch weniger 
darf er ſich natürlich die Anknüpfung 
irgendwelcher amtlicher Relationen zur 
Danziger Bevölkerung geſtatten“. 


Der Völkerbundsrat hat auf ſeiner jetzigen 
Tagung eine hiervon abweichende Haltung 
eingenommen.. Der engliſche Lordſiegelbewahrer Eden 
hat als Berichterſtatter des Rates für die Danziger Fragen 
gegen eine Beſchränkung des Aufſichtsrechtes des Hohen 
Kommiſſars über die Verfaſſungsmäßigkeit des öffentlichen 
Lebens der Freien Stadt Stellung genommen und ferner 
u. a. folgendes erklärt: „Der Rat kann auch nicht damit ein⸗ 
verftanden fein, daß Danziger Bürger, die ihr Recht, ſich an 
den Völkerbund zu wenden, ausüben, der Illoyalität gegen⸗ 
über der Freien Stadt beſchuldigt werden (1) ... Der Rat 
wird es gern, wie in der Vergangenheit, der Entſcheidung 
des Hohen Kommiſſars überlaſſen, auch in Zukunft einen 
möglichen Mißbrauch des Petitionsrechts zu verhüten.“ 
Senatspräſident Greiſer ſtellte zu dem Berichte Edens noch 
feft, daß die Stellungnahme des Völkerbundsrates der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung und der mit dieſer Bevölkerung aufs 
engſte verbundenen Regierung nicht das Recht zur 
Kritik an der Stellung und Tätigkeit des 
Hohen Kommiſſars beeinträchtige: „Da nach 
der Danziger Verfaſſung das Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung beſteht, muß es manchmal auch Aufgabe der Re⸗ 
gierung ſein, der Volksmeinung Ausdruck zu geben. Von 
einem ſolchen Meinungsausdruck des Volkes wird die recht⸗ 
liche Stellung des Kommiſſars in keiner Weiſe berührt.“ 


Es hat den Anſchein, daß der Kommiſſar in Zukunft 
wohl manche Kritik wird in Kauf nehmen müſſen. Denn das 
Intereſſe, das er ſeit einiger Zeit für die an den Haaren her⸗ 
beigezogenen Beſchwerden der oppoſitionellen Parteigruppen 
bekundet, iſt verſtändlicherweiſe geeignet, in allen Kreiſen 
der Danziger Bevölkerung einige Zweifel an der 
Loyalität und Nützlichkeit der Völkerbundsinſtitutionen zu 
wecken. Danzig iſt kein afrikaniſches Kolo⸗ 
nialgebiet, das für ſein inneres Leben 
eines von fremden Staaten beſtellten Auf⸗ 
paſſers bedarf. Und der Kommiſſar würde ſeinem 
politiſchen Anſtandsgefühl ſelber das ſchlechteſte Zeugnis 
ausſtellen, wenn er ſich noch weiter dazu hergeben würde, 
die Rolle eines Helfershelfers zweifelhafter Elemente zu 
ſpielen. Als Ire ſollte er für das Verlangen der deutſchen 
Bevölkerung Danzigs, nicht durch fremde Einmiſchung in 
innerftaatliche Verhältniſſe beläſtigt zu werden, ein beſon⸗ 
deres Verſtändnis beſitzen. Und Eden ſollte begreifen, daß 
Danzig nicht die Abſicht hat, ein zweites Irland zu werden. 


Die Südoſt⸗Ausſtellung in Breslau 


Die Südoſt-Ausſtellung in Breslau, die zuſammen 
mit der Zuchtvieh-Ausſtellung und dem 61. Land⸗ 
maſchinen markt vom 16. bis 19. Mai auf dem Meſſe⸗ 
gelände an der Jahrhunderthalle ſtattfand, war ein außer⸗ 
ordentlicher Erfolg. Die Ausſtellung, die mit ihren Nebenver- 
anſtaltungen (Holz, Dach-, Elektro-, Bauern- und Jagdaus⸗ 
ttellung) von über 150 000 Beſuchern beſichtigt wurde, iſt jetzt 
ſchon, obwohl ſie in dieſer Form noch nicht lange beſteht, 
eine der größten Meſſeveranſtaltungen des 
Reiches. Die überaus ſtarke Beſchickung der Meſſe und der 
mitunter von den ausſtellenden Firmen nur ſchwer zu bewäl— 
tigende Andrang kaufluſtiger Beſucher, legten ein beredtes 
Zeugnis von dem allgemeinen Aufſchwung ab, den die deutſche 
und vor allem die auf der Ausſtellung naturgemäß beſonders 
ſtark vertretene 1 95 Wirtſchaft in den beiden erſten 
Jahren der nationalſozialiſtiſchen Regierung erlebt hat. Be⸗ 
ſonders auffallend war der ſtarke Andrang der in zahlreichen 
Sonderzügen in die Provinzhauptſtadt gekommenen ſchleſiſchen 


Bauern, deren lebhaftes Intereſſe für alle Neuerungen auf 
dem Gebiete der land» und hauswirtſchaftlichen Technik uſw. 
ein Beweis für die Wiedergeſundung des 
deutſchen Bauerntums war. Die Erfahrungen, die 
in dieſem Jahre mit der Breslauer Südoſtausſtellung gemacht 
werden konnten, berechtigen für die Zukunft zu den größten 
Erwartungen. Insbeſondere hat ſich die Ausſtellung ſchon 
jetzt als ein wirkſames Mittel zur Wiederher⸗ 
ſtellung der alten handelspolitiſchen Bedeu⸗ 
tung der Hauptſtadt Schleſiens erwieſen. 


Während die Königsberger Oſtmeſſe die Aufgabe hat, die 
handelspolitiſche Brücke Deutſchlands nach Nordoſteuropa 
und Rußland zu ſein, ſoll die Breslauer Südoſt⸗Aus⸗ 
ſtellung, wie ſchon der Name ſagt, ein Bindeglied zwiſchen der 
deutſchen und den Volkswirtſchaften des europäiſchen Süd⸗ 
oſtens fein. Ihre Wirkſamkeit erſtreckt ſich auf die Donau⸗ 
und Balkanſtaaten und Polen, vor allem deſſen 
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füdlichen Teil. Auf der diesjährigen Ausſtellung wurden be⸗ 
deutende Auslands abſchlüſſe erzielt. Es zeigte 
ſich, daß Deutſchland den vorwiegend agrariſchen Oſt⸗ und 
Südoſtſtaaten immer wieder Neues und Beſſeres und immer 
noch eine Menge von Erzeugniſſen zu bieten hat, die dort 
überhaupt nicht oder doch nicht in gleicher Qualität herzuſtellen 
ſind. Die auf der Ausſtellung vertretenen Oſtſtaaten waren 
— abgeſehen von Polen — in dieſem Jahre noch nicht ge⸗ 
kommen, um Geſchäfte zu machen, ſondern nur, um ihre 
Viſitenkarte abzugeben, um zu zeigen, was ſie haben. 
Polen war mit einer wirkungsvollen Schau 
ſeiner weſentlichen, für den deutſchen Markt 
in Frage kommenden Ausfuhrwaren ver⸗ 
treten. Es zeigte insbeſondere Bettfedern, Schweineborſten, 
Roßhaar, Schmalz, bearbeitete und rohe Hölzer, Bohnen, 
Linen, Wicken und andere Futtermittel und Oelfrüchte, 
Flachs und Hanf ſowie Halb⸗ und Fertigfabrikate daraus, 
Stickereien, Holzſchnitzereien und andere Erzeugniſſe der Volks⸗ 
kunſt. Es iſt Polen gelungen, größere Abſchlüſſe zu tätigen; 
dafür haben guten Abſatz nach Polen u. a. gefunden Büro⸗ 
maſchinen, Saatreinigungs⸗ und Kühlmaſchinen, Haushal⸗ 
tungs⸗ und Schweißmaſchinen, Staubſauger uſw. 

Das zwiſchen Deutſchland und Polen abgeſchloſſene 
Meſfe⸗Kompenſationsabkommen hat ſich durch⸗ 
aus bewährt. Durch dieſes am 17. April zuſtandegekommene 
Abkommen waren beiderſeits Sonderkontingente 
für die Poſener Meſſe einerſeits und die 
Breslauer Südoſtausſtellung andererſeits 
vereinbart worden, derart, daß unter Ausſchaltung jeder un⸗ 
mittelbaren Zahlung an den ausländiſchen Lieferanten die 
Verrechnung der von den deutſchen und den polniſchen Aus⸗ 
ſtellerfirmen erzielten Abſchlüſſe gemeinſam durch die Deutſche 
Handelskammer für Polen und die Polniſche Kompenſations⸗ 
handelsgeſellſchaft erfolgt. Es iſt anzunehmen, daß unter Ver— 
wertung der in dieſem Falle gemachten günſtigen Erfahrungen 
die Methode der Meſſe-Kompenſationen in Zukunft noch weiter 
ausgebaut und in größerem Umfange zur Belebung der 
deutſch⸗oſteuropäiſchen Handelsbeziehungen angewandt werden 
wird. Man kann die Poſener Muſtermeſſe und die faſt un⸗ 
mittelbar daran anſchließende Breslauer Südoſtausſtellung als 
zwei wichtige wirtſchaftliche Erkundungs⸗ 
maßnahmen bezeichnen, durch die Deutſchland und Polen 
ſich gegenſeitig über ihre beiderſeitige handelspolitiſche Lei— 
ſtungs- und Aufnahmefähigkeit unterrichtet haben. 


Bei einer Auswertung der Erfahrungen muß über eines 
von vornherein Klarheit beſtehen: Es iſt Deutſchland 
nicht möglich, mehr Waren aus Polen auf⸗ 
zunehmen, als Polen aus Deutſchland bezieht. 
Die Entwicklung des deutſch⸗polniſchen Warenverkehrs im 
Jahre 1934 iſt für Deutſchland nicht günſtig geweſen; das 
Jahr hat für Deutſchland mit einem Paſſivſaldo von etwa 
25 Mill. RM. abgeſchloſſen. Deutſchlands Ausfuhr nach Polen 
iſt nach der im März 1934 erfolgten Aufhebung der gegen⸗ 
ſeitigen wirtſchaftlichen Kampfmaßnahmen nicht etwa geſtiegen, 
ſondern ganz erheblich zurückgegangen und hat den ſeit der 
Aufrichtung des polniſchen Staates niedrigſten Stand erreicht. 
Während Polen im Jahre 1928 trotz des Zollkrieges für rund 
500 Mill. RM. Waren aus Deutſchland bezog, nahm es im 
Jahre 1934, in dem der Zollkrieg beendet wurde, nur noch für 
50 Mill. RM. deutſche Waren auf. Die Gründe für dieſen 
Rückgang ſind dreifacher Art. Erſtens behindert der hohe 
polniſche Zolltarif die deutſche Einfuhr nach Polen 
auch nach der Beendigung des Zollkrieges noch ſtärker als die 
Einfuhr aus den Ländern, mit denen Polen einen Handels⸗ 
vertrag mit beſtimmten Zollnachläſſen abgeſchloſſen hat. 
Zweitens beſitzt der polniſche Markt nur noch eine ver⸗ 
ſchwindend geringe Aufnahmefähigkeit. Und 
ſchließlich wirkt 15 die ſehr ſtark nach weſt⸗ und nordeuro⸗ 
päiſchen Ländern ſowie nach Ueberſee gerichtete polniſche 
Handelspolitik naturgemäß nachteilig für den deutſchen 
Außenhandel aus. Während Deutſchland an ſich nicht un⸗ 
beträchtliche Mengen beſtimmter Waren aus Polen beziehen 
könnte und auch einführen möchte, fehlt auf polniſcher Seite in 
erheblichem Umfange nicht nur die wirtſchaftliche Fähigkeit, 
ſondern auch der Wille, aus Deutſchland zu importieren. Durch 
ſeine Deviſenlage iſt Deutſchland jedoch gezwungen, ſich 
in ſeinem Warenbezuge aus Polen danach zu richten, was 
dieſes an deutſchen Waren aufnimmt. Polen hat Deutſchland 
keine Waren zu bieten, die dieſes nicht auch aus anderen 
Ländern beziehen könnte. Wenn Deutſchland bei anderen 
Ländern, z. B. bei Ungarn, Südſlawien oder Rumänien, mehr 
Geneigtheit, auf die durch die deutſche Deviſenlage vorgeſchrie⸗ 
benen Handelsmethoden einzugehen, findet, wird es eben die 
von ihm benötigten Waren, gewiſſe landwirtſchaftliche Erzeug— 
niſſe und Rohſtoffe, nicht aus Polen, ſondern aus dieſen 
Ländern beziehen. Das Ausmaß des deutſch-polni⸗ 
ſchen Warenverkehrs hängt in erſter Linie 
von Polen ab. 


Großangelegte litauiſche Fälſchungsmanöver 


Die Neuwahl zum Memellandtag iſt auf den 

29. September d. Js. feſtgeſetzt worden. Es muß jetzt ſchon 
mit aller Entſchiedenheit darauf hingewieſen werden, daß 
bei einer Fortdauer des gegenwärtigen 
rechtloſen Zuſtandes an eine ordnungs- 
gemäße Durchführung der Wahl, vor allem an 
eine Sicherung der Wahlfreiheit, überhaupt nicht 
gedacht werden kann. Wenn die Freiheit der Wahl 
geſichert ſein ſoll, dann ſind zum mindeſten die Verhältniſſe 
wieder herzuſtellen, die vor der Verhängung des 
Kriegszuſtandes im Jahre 1926 beſtanden haben. 
Mit der Einführung des Kriegszuſtandes wurden weſentliche 
Gebiete der Rechtſprechung den ordentlichen Gerichten ent— 
zogen. Die Preſſe- und Verſammlungsfreiheit 
wurde der an keinerlei geſetzliche Normen gebundenen 
Willkür des allmächtigen Kriegskommandanten unterworfen. 
Der Kommandant erhielt 15 unbegrenzte Ver- 
n Beſitz und die per⸗ 

memelländiſchen 
ger, u. ſ. f. Dieſer, den Grundſätzen des Statutes 
hohnſprechende Zuſtand dauert nicht nur bis zum heutigen 
Tage an, ſondern iſt durch das Anfang vergangenen Jahres 
erlaſſene Geſetz zum Schutze von Volk und Staat 
noch ganz weſentlich verſchärft worden, derart, daß je g⸗ 
liche Tätigkeit im deutſchen Sinne völlig 
unterbunden iſt. Wenn nach dieſem Geſetz ſelbſt die 
leiſeſte Kritik an den litauiſchen Zuſtänden „als Beleidigung 
des litauiſchen Volkes“ und ſelbſt die vorſichtigſte Betonung 
des deutſchen Charakters der Memelbevölkerung als 
„Schwächung des litauiſchen Nationalbewußtſeins“ mit 
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hohen Gefängnis: oder Zuchthausſtrafen geahndet wird, 
dann iſt nicht erſichtlich, wie von ſeiten der deutſchen Parteien 
des Memelgebietes überhaupt eine Wahlvorbereitung be⸗ 
trieben werden ſoll, während auf der Gegenſeite natürlich 
alles das, was mit den litauiſchen Wölfen heult, vollſte und 
dazu noch ſtaatlich geförderte Bewegungsfreiheit genießt. 
f Die verſchiedenen litauiſchen Parteien haben 
bei den Wahlen zum Memellandtag 1925 990 8 etwa 
1700, 1930 etwa 8900 und 1932 etwa 13 000 Stimmen 
erhalten. Dieſe Zunahme der litauiſchen Stimmen von 
Wahl zu Wahl iſt nicht etwa darauf zurückzuführen, daß 
deutſche Stimmen ins litauiſche Lager abgewandert ſind. 
Ueber den Verdacht des nationalen Ge⸗ 
ſinnungswechſels find die Memelländer 
erhaben. Es iſt von jeher nur eine verſchwindend kleine 
Gruppe alteingeſeſſener Memelländer geweſen, die es mit 
den Litauern gehalten hat, entweder, weil ſie ſich für irgend— 
etwas am Deutſchtum glaubte rächen zu müſſen, oder weil 
fie ſich perſönliche Vorteile von ihrer litauiſchen Gefinnungs= 
äußerung erhoffte. Wenn daher die litauiſche Stimmenzahl 
geſtiegen iſt, ſo handelt es ſich dabei um die Stimmen 
der in Maſſen aus Großlitauen zugewan⸗ 
derten landfremden Elemente, die meiſt 
unter Umgehung der geſetzlichen Beſtimmungen das memel⸗ 
ländiſche Bürgerrecht und damit auch das Recht zur Teil⸗ 
nahme an den Wahlen zum Memellandtag erhalten haben. 
Vor der Landtagswahl von 1930 allein ſind etwa 10 000 
Großlitauer ins Memelgebiet eingebürgert worden. Die 
nationale Ueberfremdung durch Zuzug aus dem Lande 
jenſeits der alten deutſch- ruſſiqchen Grenze iſt das einzige 


Mittel, das nationallitauiſch geſinnte Element im Memel⸗ 
gebiet zu verſtärken. Das wiſſen die Litauer ſelbſt ganz 
genau, und deshalb ſind ſie auch jetzt, wo wieder eine Neu⸗ 
wahl bevorſteht, mit verdoppeltem Eifer dabei, die Reihen 
ihrer Parteigänger durch eine forcierte Zuwanderungs und 
Einbürgerungsaktion zu verſtärken. — was natürlich 
wiederum unter Mißachtung der für das Memelgebiet 
geltenden Beſtimmungen geſchieht. 8 

Art. 8, Abſ. 3 des Memelſtatuts lautet: „Für litauiſche 
Staatsangehörige, die nicht Bürger des Memelgehietes find, 
müſſen die Bedingungen, die für den Erwerb der bezeich⸗ 
neten Eigenſchaft erfordert werden, die gleichen ſein, wie ſie 
in Litauen für die Ausübung aller öffentlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Reche feſtgelegt ſind.“ 107 den Bedingungen, 
unter denen ein litauiſcher Bürger in Großlitauen zur Aus⸗ 
übung der ſtaatsbürgerlichen Rechte zugelaſſen iſt, gehört 
u. a., daß er eine beſtimmte Zeit dort ſeinen ſtändigen 
Wohnſitz gehabt hat, daß er zur Grund- oder Gewerbeſteuer 
herangezogen wird uſw. Alle dieſe Vorausſetzungen für die 
Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte in Großlitauen ſind 
im Widerſpruch zum Art. 8 des Memelſtatuts für das 
Memelgebiet außer Kraft geſetzt worden. Aufentf von dem 
Nachweis eines mindeſtens einjährigen Aufenthaltes im 
Memelgebiet ſoll der Erwerb des memelländiſchen Bürger⸗ 
rechtes noch abhängig ſein. Aber auch dieſe Beſchränkung 
wird heute ſchon nicht mehr eingehalten. Die litauiſchen 
Behörden gehen mehr und mehr dazu über, jedem Groß⸗ 
fitauer ohne jede Rückſicht über die im litauiſchen Geſetz 
vorgeſehenen Beſchränkungen das memelländiſche Bürger⸗ 
recht zuzuerkennen. Wenn dieſer hemmungsloſen Maſſen⸗ 
fabrikation neuer „memelländiſcher Bürger“ nicht Einhalt 
geboten wird, dann iſt damit zu rechnen, daß im September 
d. Is. etwa 15 000 Großlitauer mehr als im Jahre 1930 an 
der Wahl zum memelländiſchen Landtag teilnehmen und das 
Wahlergebnis derart verfälſchen werden, daß man den aus 
ſolchen Wahlen hervorgehenden Landtag nicht als den Re— 
präſentanten des Willens der eingeſeſſenen Bevölkerung 
wird anſprechen können. 

Noch ein anderes Mittel zur Verfälſchung der Wahl 
wenden die Litauer an: Sie entziehen den deutſch⸗ 
geſinnten Memelländern das aktive und 
paſſive Wahlrecht. Die formale Grundlage zu einer 
ſolchen Maßnahme iſt in den Beſtimmungen enthalten, 
durch die das Geſetz zum Schutze von Volk und Staat Mitte 
vergangenen Jahres verſchärft worden iſt; es heißt dort, 
daß all den Perſonen, die „ſtaatsfeindlichen“ Organiſationen 
angehört haben, für die geſamte Dauer des Kriegszuſtandes 
das Recht aberkannt werden kann, in den litauiſchen Sejm, 
den Memellandtag und die örtlichen und beruflichen Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane gewählt zu werden und zu wählen. In 
dieſem Sinne entfalten die großlitauiſchen Organiſationen 
im Memelgebiet z. Zt. eine lebhafte Agitation, die in der 
Forderung gipfelt, daß allen ehemaligen Angehö⸗ 
rigen der angeblich „ſtaats feindlichen“ Par⸗ 
teien von Saß und Neumann das Wahlrecht 


entzogen werden müſſe. Wenn dieſe Agitation, die 
offenſichtlich vom Gouverneur beſtellt iſt, zum Ziele führt, 
wird ein erheblicher Teil der deutſchen Memelbevölkerung 
von vornherein von den Landtagswahlen ausgeſchloſſen fein. 
Damit ſind die litauiſchen Wahlvorbereitungen aber 
noch nicht erſchöpft. Für den Fall, daß all die bisher an⸗ 
geführten Mittel nicht zum Ziele führen, d. h. nicht aus⸗ 
reichen ſollten, um eine großlitauiſche Landtagsmehrheit zu 
ſichern. haben fi die Litauer bereits ein letztes Mittel 
geſchaffen, den Volkswillen zu „korrigieren“. Das iſt die 
Wahlprüfungskommiſſion. In der Geſchäfts⸗ 
ordnung des Memellondtages heißt es, daß der Landtag aus 
ſeiner Mitte eine Kommiſſion zur Nachprüfung der Gültig⸗ 
keit der Mandate zu wählen hat. Im Gegenſatz zu dieſer 
Beſtimmung, die der Landtag niemals abgeändert hat, hat 
das litauiſche Minifterfabinett bereits vor einigen Monaten 
dem Landtag das Recht der Wahlprüfung entzogen und 
dieſes Recht einem vom Memeldirektorium nge ehenden 
„Wahlausſchuß“ übertragen. Nach welchen Geſichtspunkten 
ein vom Direktorium Bruvelaitis ernannter Wahlausſchuß 
die Gültigkeit der Landtagsmandate nachprüfen würde, läßt 
ſich leicht denken. Der Ausſchuß würde bei all den Ab⸗ 
geordneten die „Unfähigkeit“ zur Ausübung eines Mandates 
feſtſtellen, die nach ſeiner Auffaſſung nicht genügend 
litauiſch ſprechen oder dem Staate gegen⸗ 
über nicht genügend loyal ſind; und das würden 
genau ſo viele Abgeordnete ſein, wie die Litauer aus dem 
Landtag entfernen müſſen, um ſich dort eine ausreichende 
Mehrheit gegenüber den Deutſchen zu ſichern. Ueberflüſſig. 
u bemerken, daß auch dieſe Verordnung der litauiſchen 
egierung eine kraſſe Verletzung des Memelſtatuts darſtellt. 
Das Geſagte ſei noch einmal zuſammengefaßt: Unter 
der Herrſchaft des Kriegszuſtandes und des Geſetzes zum 
Schutze von Volk und Staat haben die Deutſchen des Memel⸗ 
gebietes keine, die Litauer jede Möglichkeit, ihre Wahl⸗ 
propaganda zu entfalten. Die Litauer treiben, unter Rechts⸗ 
bruch, die Zahl ihrer Wähler durch Maſſeneinbürgerung 
zugewanderter Schamaiten künſtlich hoch. Auf der anderen 
Seite ſind ſie dabei, wiederum unter Rechtsbruch, die Zahl 
der deutſchen Wählerſchaft durch Entziehung des Wahl⸗ 
rechtes gewaltſam zu ſenken. Schließlich haben ſie ſich durch 
die rechtswidrige Einrichtung eines dem Landtag über⸗ 
geordneten „Wahlausſchuſſes“ für alle Fälle die Möglichkeit 
einer letzten Korrektur des Wahlergebniſſes geſchaffen. 
Daraus geht hervor, daß auch nicht im entfernteſten davon 
die Rede ſein kann, daß die auf den 29. September feſt— 
geſetzten memelländiſchen Landtagswahlen unter einiger: 
maßen normalen Verhältniſſen ſtattfinden. Es iſt vielmehr 
feſtzuſtellen, daß noch niemals eine deutſche Volksgruppe im 
Auslande gezwungen geweſen iſt, unter einem derartigen 
konzentrierken Druck zur Wahlurne zu gehen. Es iſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß noch niemals eine deutſche Volksgruppe im 
Auslande jo ſyſtematiſch und brutal in ihrer freien Mei⸗ 
nungsäußerung behindert worden iſt, wie das beim Memel⸗ 
deutſchtum der Fall iſt. Dr. K. 


Eine mißverſtandene Rede 


Reichsinnenminiſter Dr. Frick hat bei der Amtsein⸗ 
führung des Regierungspräſidenten in Schneidemühl am 
8. April d. J. über die in den öſtlichen Grenzgebieten zu 
leiſtende volkspolitiſche Arbeit einige Ausführungen 
gemacht, die von grundſätzlicher Bedeutung ſind. An den 
neuen Regierungspräſidenten gewandt, führte er u. a. aus: 
„Erachten Sie es für Ihre vornehmſte Pflicht, in engem Zu⸗ 
ſammengehen mit der Bevölkerung Deutſchtumsarbeit 
im dejten Sinne zu leiſten. Ein Teil der Bevölkerung 
Ihres Bezirkes bekannte ſich zum polniſchen Volkstum. Die ſe 
Splitter ſind nicht zu verwechſeln mit dem 
größeren Bevölkerungsteil, der ſich im täg⸗ 
lichen Umgang Zum Teil der polniſchen 
Sprache oder des polniſchen Dialektes be⸗ 
dient. Dieſer tut das zum Teil aus alter Gewohnheit, zum 
Teil aus Entgegenkommen gegenüber den Alten der Familie, 
tut es aber keineswegs, um damit ein Bekenntnis zum pol⸗ 
niſchen Volkstum abzulegen. Die Blutseinflüſſe des 
deutſchen Volkstums find fo ſtark, daß wir 
in ihm beſtes deutſches Volkstum als echtes 


Bekenntnis aus Blut und Raſſe zum deut» 
ſchen Volke werten müſſen.“ . nn 
Die Polenbundpreſſe hat verjucht, ſich mit dieſen 
Ausführungen des Reichs innenminiſters kritiſch auseinander⸗ 
zuſetzen. Es iſt dabei bemerkenswert und bezeichnend, daß 
z. B. die Oppelner „Nowiny Codzienne“ in ihrem 
Kommentar die obigen Worte des Miniſters wohl bringen, 
den letzten, beſonders wichtigen Satz jedoch unterſchla⸗ 
gen. Das iſt nicht ohne Abſicht geſchehen. In dieſem Satze 
wird die Tatſache feſtgeſtellt, daß der noch polniſch ſprechende 
Volksteil durchaus nicht ſchlechthien „polniſcher Abſtammung“ 
iſt, ſondern vielmehr ſehr ſtarke Blutseinflüſſe des deutichen 
Volkstums aufweiſt, ſo daß ein Bekenntnis zum Deutſchtum 
keineswegs im Widerſpruch zu ſeiner Abſtammung ſteht. Die 
Leute vom Polenbund weigern ſich hartnäckig, dieſe doch un⸗ 
zweifelhaft feſtſtehende Tatſache, daß es umnöglich iſt, die 
Grenzbevölkerung ſäuberlich in einen deutich- und einen pol⸗ 
niſchſtämmigen Teil zu zerlegen, anzuerkennen. Denn wenn 
ſie das anerkennen, dann bricht das ganze Kartenhaus ihrer 
auf dem Begriff der „polniſchen Abſtammung“ aufgebauten 
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Propaganda zuſammen. Man könnte die Argumentation des 


Polenbundes am Beiſpiel ſeines eigenen Generalſekretärs 
überprüfen: Jan Kaczmarek ijt mit einer Spanierin 
verheiratet. Wohin gehören dann feine Kinder „der A b⸗ 
ſtammung nad ? 

Die polnische Preſſe glaubte, noch ein anderes Argument 
gegen die Ausführungen des Reichsinnenminiſters vorbringen 
zu können. Die Kattowitzer „Polska Zachodnia“ z. B. meinte 
einen „Widerſpruch“ zwiſchen den Worten des Miniſters und 
den Erklärungen des Führers über die Achtung 
fremden Volkstums feſtſtellen zu können. „Die Erklärungen“, 
ſchrieb ſie, „laſſen ſich nicht nebeneinanderſtellen. Wenn die 
eine wahr iſt, dann muß die andere eine jeden Inhalt ent⸗ 
behrende Phraſe ſein.“ Die Polen befinden ſich mit dieſer 
Behauptung, daß der Reichsinnenminiſter ſich in dieſer 
Frage im Widerſpruch zum Führer befinde, im Irrtum. 

Der Führer hat am 21. Mai d. J. gejagt; „Der 
Nationalſozialismus ſieht in der machtmäßig erzwungenen 
Einichmelzung eines Volkes in ein anderes weſensfremdes 
nicht nur kein erſtrebenswertes politiſches Ziel, ſondern als 
Ergebnis eine Gefährdung der inneren Einheit und damit 
der Stärke eines Volkes auf lange Zeit gerechnet. Seine 
Lehre lehnt daher den Gedanken einer nationalen Aſſimilation 
dogmatiſch ab. Damit iſt auch der bürgerliche Glaube einer 
möglichen Germaniſation widerlegt. Es iſt daher weder unſer 
Wunſch, noch unſere Abſicht, fremden Volksteilen das Volks- 
tum, die Sprache oder die Kultur wegzunehmen, um ihnen 
dafür eine fremde deutſche aufzuzwingen. Wir geben keine 


Anweiſung für die Verdeutſchung nichtdeutſcher Namen aus, 
im Gegenteil: wir wünſchen dies nicht. Unſere volkliche Lehre 
ſieht daher in jedem Krieg zur Unterjochung und Beherrſchung 
eines fremden Volkes einen Vorgang, der früher oder ſpäter 
den Sieger innerlich verändert und damit in der Folge zum 
Beſiegten macht.“ 

Reichsminiſter Dr. Frick hat nichts geſagt, was dieſen 
Worten des Führers widerſpricht. Er hat die machtmäßig 
erzwungene Einſchmelzung von Polen ins Deutſch⸗ 
tum nicht als ein erſtrebenswertes politiſches Ziel bezeichnet; 
er hat vielmehr davon geſprochen, daß an denen, die ſelbſt 
bekunden, daß ſie Deutſche ſind, deutſche Volkstumsarbeit im 
beſten Sinne geleiſtet werden ſoll. Er hat es nicht als wün⸗ 
ſchenswert bezeichnet, daß fremden Volksteilen die deutſche 
Kultur aufgezwungen wird; er hat vielmehr zu erkennen 
gegeben, daß man es nicht mehr zulaſſen wird, daß innerhalb 
der Grenzen des Reiches Menſchen, die Deutſche ſind und 
ſein wollen, ſchutzlos einer Poloniſierungsaktion, wie ſie z. B. 
Jan Skala unter der praktiſch un verwertbaren Bezeichnung 
„Renationaliſierung“ gefordert hat, ausgeſetzt bleiben. Das 
Volkstum derer, die ſich als Polen bekennen, iſt bisher vom 
Nationalſozialismus nicht angetaſtet worden; es wird das auch 
in Zukunft nicht der Fall fein. Die aufbauende deutſche 
Volkstumsarbeit, wie Miniſter Frick fie gefordert hat, iſt nicht 
als „Germaniſation“, ſondem als eine ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Pflicht der Selbſterhaltung zu bezeichnen. 
Es iſt Sache der Polen, ihre Auffaſſungen oder vielmehr ihre 
Propagandathefen hierüber einer Reviſion zu unterziehen. 


Oſtland⸗ Chronik 


Taktloſigkeiten der Oppofition 


Die doktrinären polniſchen Nationaldemokra— 
ten haben es ſelbſt in den Tagen, in denen ganz Polen um 
den Marſchall trauerte, nicht unterlaſſen, ihre Feindſchaft, 
die ſie dieſem Manne gegenüber empfanden, zum Ausdruck 
zu bringen. Dem Hauptorgan der Nationaldemokraten, der 
„Gazeta Warszawska“, iſt ihr mehr als taktloſes 
Verhalten teuer zu ſtehen gekommen. Dieſes Blatt nahm 
vom Tode des Marſchalls wohl Notiz, hielt es aber nicht für 
angebracht, dem Toren einen Nachruf zu widmen oder die 
Trauerkundgebung des Staatspräſidenten in ihre Spalten 
aufzunehmen. Dieſes Verhalten rief eine allgemeine 
und verſtändliche Erbitterung hervor. Die „Gazeta 
Warszauska“ wurde mehrmals hintereinander beſchlagnahmt. 
Der Verband der Reklamefachleute forderte alle Firmen 
auf, ihre Geſchäftsbeziehungen zu dieſem Blatte abzubrechen. 
Die polniſchen Zeitungsvertriebsſtellen und die Verbände 
der Zeitungsverkäufer beſchloſſen, das Blatt nicht mehr zu 
vertreiben, die verſchiedenſten Organiſationen machten ihren 
Mitgliedern den Boykott des Blattes zur Pflicht. Der 
Zeitung wurde das weitere Erſcheinenpraktiſch 
unmöglich gemacht. 
„Gazeta“, die — 1774 a! — die älteſte Zeitung 
Polens war, am Ende. Sie mußte ihr Erſcheinen einſtellen. 
Ob es dem neuen Blatt, das kurz darauf unter dem Namen 
„Gazeta Narodowa“ zu erſcheinen anfing und eine 
Fortſetzung des alten nationaldemokratiſchen Hauptorgans 
. gelingen wird, ſich zu behaupten, muß abgewartet 
werden. 

Noch ein anderer Fall, der von demſelben Geiſte 
niedriger Gehäſſigkeit zeugt, hat ſich ereignet. Der 
„ Kielce, Loſinſki, weigerte ſich, 
einen Trauergottesdienſt für den verſtor⸗ 
benen Marſchall abzuhalten. Er ließ, um ſeine 
Demonſtration noch „wirkungsvoller“ zu geſtalten, die 
Kirche verſchließen. Loſinſki iſt inzwiſchen vom Papſt nach 
Rom berufen worden. Er hat von den polniſchen Be= 
hörden einen Paß erhalten, der ihn zur Ausreiſe, aber nicht 
mehr zur Rückkehr nach Polen berechtigt. Loſinſki ift damit 
ausgewieſen bzw. freiwillig in die Verbannung gegangen. 
Auch ſonſt haben ſich an manchen Orten ähnliche Vorfälle 
ereignet. So hat der Vorſtand des Verbandes 
der Hallerſoldaten beſchloſſen, die Bei⸗ 
ſetzungsfeierlichkeiten für den Marſchall 
zu boykottieren; jedoch iſt der entſprechenden An- 
ordnung des Vorſtandes von den Gliederungen des Ver— 
bandes verſchiedentlich nicht Folge geleiſtet worden. 
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Binnen wenigen Tagen war die 


Auflöſung eines deulſchen Elternrates 

Die Kattowitzer Polizeidirektion hat am 16. Mai den 
Elternrat der deutſchen Mittelſchulen in 
Kattowitz ue mit der merkwürdigen Begründung, 
daß der Verein bei der Polizeidirektion nicht angemeldet 
und ſein Beſtehen und ſeine iehige Tätigkeit mit dem 
Vereinsrecht nicht vereinbar ſei. Dazu iſt zu bemerken, daß 
der Elternrat auf Grund einer Verfügung der 
Schulabteilung der Kattowitzer Wojewod— 
ſchaft vom 4. Juli 1931 gegründet worden iſt, 
derzufolge an allen Schulen Elternausſchüſſe gebildet werden 
ſollten. Viereinhalb Jahre lang, ſeit Januar 1932, hat der 
deutſche Elternrat ohne Beanſtandungen gewirkt und durch 
Beiträge und Sammlungen erhebliche Geldmittel auf⸗ 
gebracht, die für die Unterſtützung der armen Schulkinder 
Verwendung fanden. Wenn jetzt mit einem Male von der 
Polizeidirektion die Unvereinbarkeit ſeiner Tätigkeit mit 
dem Vereinsgeſetz vorgebracht wird, ſo hat das weniger mit 
dem Vereinsgeſetz, als mit den polniſchen chul⸗ 


leitern etwas zu tun, die den deutſchen Mittelſchulen auf⸗ 


oktroyiert worden ſind. Von der Zeit an, in der dieſe Polen 
die Leitung der Schulen übernahmen, konnte von einer 
harmoniſchen Zuſammenarbeit zwiſchen der Elternſchaft und 
der Schule keine Rede mehr ſein. Dem Elternrat wurden 
fortgejegt Schwierigkeiten gemacht; feine dankenswerte 
charitative Tätigkeit, die den armen Kindern der beiden 
deutſchen Mittelſchulen in Kattowitz zugute kam, wurde 
unterbunden uſw. Und als der Elternausſchuß am 16. Mai 
eine Generalverſammlung anberaumt hatte, um über ſeine 
Tätigkeit Rechenſchaft abzulegen, erfolgte das Verbot durch 
die Polizeidirektion und die Beſtellung eines Kurators über 
das Vermögen. Nach den Satzungen iſt nicht die Polizei, 
ſondern nur die Schulabteilung der Wojewodſchaft zur Auf— 
löſung berechtigt, und über das Vermögen hat ausſchließlich 
die Generalverſammlung, nicht aber die Polizei, zu ent⸗ 
ſcheiden. Gegen das rechtswidrige Verbot, durch das die 
ſegensreiche Tätigkeit des deutſchen Elternrates vernichtet 
1 ſoll, iſt ſofort Beſchwerde eingelegt 
worden. 


Ueber die Hälfte der deutſchen Angeſtellten erwerbslos. 
Nachdem bei den deutſchen Arbeitergewerkſchaften Oſtober⸗ 
ſchleſiens die Zuſammenſchlußbeſtrebungen vor einiger Zeit zu 
einem gewiſſen Erfolge geführt haben, ſind nun auch bei den 
deutſchen e e gewerkſchaften ſolche Be⸗ 
ſtrebungen im Gange. Auf einer Tagung des Geſamtver⸗ 
bandes deutſcher Angeſtelltengewerkſchaf⸗ 


ten, die am 19. Mai in Kattowitz ſtattfand und an der etwa 
120 Vertreter der Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellter 
(DHB), des Verbandes oberſchleſiſcher Techniker (Vo) und 
des Verbandes der weiblichen Handels- und Büroangeſtellten 
(BWA) teilnahmen, beſtand Einigkeit darüber, daß die aus 


der Zeit vor der Teilung noch beſtehende Vielheit der deutſchen 


Berufsvertretungen endlich überwunden werden muß. Dieſer 
Zuſammenſchluß iſt um ſo notwendiger, als die Lage der 
deutſchen Angeſtelltenſchaft Oſtoberſchle⸗ 
ſiens geradezu kataſtrophal iſt. Ueber die 
Hälfte der Mitglieder der deutſchen Angeſtellten⸗ 
gewerkſchaften iſt heute beſchäftigungslos. Der Glaube 
an einen gerechten Schutz durch geſetzliche Beſtimmungen iſt, 
wie auf der erwähnten Kattowizer Tagung zum Ausdruck 
kam, aufs ſchwerſte erſchüttert. In zahlloſen Fällen find altein⸗ 
geſeſſene deutſche Angeſtellte von zugewanderten Polen oder 
auch Juden aus ihren Stellungen hinausgedrängt worden. In 
verſchiedenen Induſtrieunternehmungen haben deutſche An⸗ 
geſtellte ihren Arbeitsplatz verlaſſen müſſen, weil ſie als Kandi⸗ 
daten der deutſchen Lifte bei den Berufs- und Betriebswahlen 
mitgewirkt hatten. Ebenſo ſind zahlreiche andere, die ihre 
Stimme für die deutſche Liſte abgegeben hatten, von den polo⸗ 
nifierten Induſtrieverwaltungen entlaſſen worden. Iſt ein 
deutſcher Angeſtellter aber erſt einmal arbeitslos, dann iſt 
feine Zukunft zerſtört; denn eine Ausſicht, wieder eine ent⸗ 
sprechende Anſtellung oder überhaupt eine Beſchäftigung zu 
erhalten, iſt für ihn angeſichts des ſtarken und ſyſtematiſch 


geförderten Zuzugs landfremder Elemente aus dem Oſten 


kaum noch vorhanden. Dazu kommt, daß vielen der Entlaſſenen 
die ihnen zuſtehenden Penſionen uſw. vorenthalten oder 
gekürzt werden, und daß die, die werkeigene Wohnungen inne⸗ 
ehabt haben, gezwungen find, bei der Entlaſſung auch ihre 

ohnungen zu räumen. Die deutſchen Gewerkſchaften haben 
in den ſchlimmſten Fällen zwar mit kleinen Unterſtützungen 
beiſpringen können; ſie ſind aber nicht in der Lage, dem ſozialen 
Abgleiten der Entlaſſenen wirklich Einhalt zu gebieten. Der 


Not der deutſchen Angeſtelltenſchaft Oſtoberſchleſiens iſt nur 


durch eine gerechte Perſonalpolitik zu ſteuern, die nicht den 
Chauvinismus unverſöhnlicher Deutſchenfeinde und die Geſin⸗ 
nung übler Stellenjäger, ſondern die ſachliche e der 
Arbeitskräfte zur Richtſchnur ihres Handelns macht. Dieſer 
Wille zur Gerechtigkeit aber iſt nicht vorhanden, am aller⸗ 
wenigſten dort, wo der Geiſt Grazynſkis umgeht. 


Verſlärkte Poloniſierung ſtalt Frieden 

Vor einiger Zeit hat die „Unierte Evangeliſche 
Kirche in Polniſch⸗Oberſchleſien“ mit der Kirche 
Augsburgiſchen Bekenntniſſes „Frieden geſchloſſen“. Eine 
Folge dieſes „Friedens“ iſt es wohl, wenn jetzt der pol⸗ 
niſche Pfarrer Danielczyk aus Kongreßpolen 
nach Oſtoberlſchleſien übergeſiedelt iſt, wo er 
in Rybnik amtiert. Danielczyk war bisher Schriftleiter 
des „Przegland Ewangelicki“, des polnifch - evangeliſchen 
Kirchenblattes der Burfche-Richtung. Danielczyk hat in der 
Abſchiedspredigt, die er in ſeiner bisherigen Gemeinde gehalten 
hat, ſehr offen die Abſichten ausgeſprochen, die ſeine kirchliche 
Arbeit beſtimmen. Er hat ſich in einer Predigt gegen die 
deulſchen Glaubensbrüder gewandt, „die es allzu lange nicht 
einſehen wollen, daß im gegenwärtigen großen Polen der 
Proteſtantismus der Zukunft, wenn er weiter⸗ 
beſtehen und das Reich Chriſti ausbreiten will, das Ge- 
wand des Polentums tragen muß, in dem man 
ſich dem Leben anpaßt und dank deſſen die Jugend in der 
evangeliſchen Atmoſphäre erhalten wird“. Das heißt alſo, daß 
nach der Auffaſſung Danielczyks, die übrigens typiſch für den 
Generalſuperintendenten Burſche und deſſen ganzen Anhang 
iſt, die deutſchen Proteſtanten Polen werden 
müßten, weiles ihnen in Polen nicht möglich 
ſein werde, als Deutſche ihren Proteſtantis⸗ 
mus zu bewahren. In welchem Rahmen ſich die Tätig⸗ 
keit dieſes Geiſtlichen in Oſtoberſchleſien abſpielen wird, kann 
man ſich nach dieſem freimütigen Bekenntnis ſeiner Abſichten 
denken. Die Sorge um die Kirche iſt ihm und ſeinesgleichen ein 
Vorwand zur Poloniſierung der deutſchen Proteſtanten. Da⸗ 
nielczyk iſt nicht der erſte polniſche Geiſtliche, der von außer⸗ 
halb nach Oſtoberſchleſien kommt. Es ſind bereits ſechs andere 
vor ihm dorthin gekommen, nachdem ihnen von den „Ver⸗ 
einenevangeliſcher Polen“ der Weg geebnet worden 


war. Dieſe „Vereine evangeliſcher Polen“ bilden ſeit Jahren 
die Stoßtrupps der Poloniſierung der proteſtantiſchen Kirche 
Oſtoberſchleſiens. Sie haben es im Laufe der Zeit erreicht, 
daß der Mehrzahl der deutſchen Geiſtlichen der 
Wojewodſchaft die Erteilung des proteſtan⸗ 
tiſchen Religionsunterrichtes in den Schulen 
entzogen und polniſchen Geiſtlichen zugeteilt wurde, die zu 
dieſem Zweck aus Kongreßpolen oder dem Teſchener Schleſien 
herangeholt wurden. Dieſe Paſtoren ließen es, als fie einmal 
da waren, nicht beim Religionsunterricht bewenden; ſondern 
ſie begannen auch, in das kirchliche Leben einzugreifen, außer⸗ 
halb der Schule Bibelſtunden, Kindergottesdienſte, religiöſe 
Verſammlungen zu veranſtalten uſw. Eine von der Unierten 
Evangeliſchen Kirche bereits vor längerer Zeit an das Kultus- 
miniſterium in Warſchau gerichtete Beſchwerde, in der 
die Suſpendierung der polniſchen Geiſtlichen vom Religions» 
unterricht verlangt wird, iſt — natürlich — bisher noch nicht 
entſchieden worden. Danielczyk iſt der ſiebente der polniſchen 
Kampfpaſtoren, die bisher zur Poloniſierung der deutſchen 
proteſtantiſchen Gemeinden Oſtoberſchleſiens angeſetzt worden 
find. Nach Frieden ſieht das nicht aus. 

Das ſchlechte Gewiſſen . 

Die Tagung, die der Volksbund für das 
Deutſchtum im Ausland zu Pfingſten in Königsberg 
veranſtaltet, hat das Mißtrauen und das Mißfallen be⸗ 
ſtimmter Kreiſe des Auslandes geweckt. Vor allem glaubten 
gewiſſe polniſche, litauiſche, eſtniſche und lettiſche Blätter in 
dieſer Tagung aus unerfindlichen Gründen eine deutſche 
Demonſtration gegen die Oſtſtaaten, eine „Verherrlichung 
des Dranges nach Oſten“ erblicken zu müſſen. Dieſen Ver— 
dächtigungen iſt der Bundesführer des VDA. in einer Unter— 
redung mit einem Vertreter der „Preußiſchen Zeitung“ 
entgegengetreten. Es heißt darin u. a.: „Wenn die Volks⸗ 
tumsarbeit des BDA. ſtaatspolitiſch oder gar kriminell im 
Auslande verdächtigt wird, ſo ſpricht daraus nur das ſchlechte 
Gewiſſen derjenigen Kräfte, die eine Gleichberechtigung in 
der Volkstumsarbeit bekämpfen. Wir nehmen für uns nur 
dasſelbe in Anſpruch, wie die benachbarten 
Völker. Sie haben alle ihre Organiſationen für ihr Volks⸗ 
tum auch jenſeits der Staatsgrenzen. Die Letten und 
Eſten haben ſolche Verbände, ebenſo die Litauer, die 
jetzt einen Vertreter zu den Auslandslitauern nach Amerika 
entſandt haben. Das größte Gegenbeiſpiel zu uns iſt der 
Weltbund der Auslandspolen, deilen Präfident, 
der Senatsmarſchall Raczkie wic z, ſoeben zum Tode 
des Marſchalls einen Aufruf erlaſſen hat, in dem es heißt: 
„Das Polentum, wo es auch immer in Erſcheinung treten 
mag, innerhalb und außerhalb der Landesgrenzen, iſt eine 
geiſtige Einheit und findet im Geiſte Joſef Pilſudſkis Kraft 
und Stärke.“ Wir finden dieſen Anſpruch auf die geiſtige 
Einheit des geſamten Polentums innerhalb und außerhalb 
der Landesgrenzen durchaus berechtigt. Wir verwahren uns 
aber ſcharf dagegen, wenn man jetzt wieder den gleichen, von 
uns erhobenen Anſpruch, wie er in der Königsberger Tagun 
zum Ausdruck kommt, verdächtigt und verleumdet.“ — Daß 

ieſer Tagung jede irgendwie aggreſſive Note fehlt, geht u. a. 
auch daraus hervor, daß die Polen, Eſten und 
Letten eingeladen worden ſind, Vertreter der ihr 
Auslandsvolkstum betreuenden Organiſationen zur Tagung 
zu entſenden. Wenn die Litauer nicht eingeladen worden 
ſind, ſo deshalb, weil es das bloße Anſtandsgefühl verbietet, 
mit dieſem Staate irgendwelche, über das Maß des 
unbedingt Notwendigen hinausgehende Beziehungen zu 
unterhalten. a 


Recht, nicht Gnade! 


Am 17. Mai verkündete das litauiſche Ober⸗ 
tribunal feine Entſcheidung über die Kaſſations⸗ 
klage der Verurteilten des Memelpro⸗ 
zeſſes. An den Urteilen des Kauener Kriegsgerichtes 
wurde nur inſofern etwas geändert, als gegenüber Baron 
von der Ropp die Anklage wegen Vorbereitung eines be⸗ 
waffneten Aufſtandes geſtrichen und die Zivilklage der Frau 
Jeſuttis abgelehnt wurde. Im übrigen wurden ſämtliche 
Urteile, einſchließlich der vier Todesurteile, beſtätigt. Mit 
der Entſcheidung des Obertribunals waren ſämtliche 
Rechtsmittel erſchöpft. Den Verurteilten blieb nur 
noch die Möglichkeit, Gnadengeſuche einzureichen. Keiner 
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derBerurteiltenhbatum®nadegebeten. Die 
an den Staatspräſidenten Smetona gerichteten Gnaden⸗ 
geſuche ſind nicht von den Verurteilten, ſondern ohne deren 
Wiſſen von den Verteidigern eingereicht worden, die 
ſich mit anerkennenswerter Aufopferung bis zum letzten 
Augenblick für die grundlos angeklagten und unſchuldig 
verurteilten deutſchen Memelländer eingeſetzt haben. Es 
kann nicht genug hervorgehoben werden, daß, abgeſehen von 
dem Spitzel Molinnus und dem Verräter Kubbutat, ſämt— 
liche Verurteilten während des ganzen Prozeſſes eine 
vorbildliche Haltung bewahrt und eine bewun⸗— 
dernswerte Tapferkeit an den Tag gelegt haben. 
Als ſeinerzeit die Bluturteile verkündet wurden, da waren 
es die zum Tode oder zu langjährigen Zuchthausſtrafen 
Verurteilten, die allein die Faſſung behielten und ihren 
vor Scham und Empörung mit den Tränen kämpfenden 
litauiſchen Verteidigern Mut und Troſt zuſprachen. Sie 
ſind durch dieſen Prozeß, in den ſie ohne Verſchulden 
hineingezerrt wurden, zu Märtyrern des Deutſchtums ge⸗ 
worden. Die aufrechte Haltung, die ſie bewieſen haben, 
verpflichtet Deutſchland ihnen und ihrer Memelheimat 
gegenüber von neuem. 


Im Falle der vier zum Tode Verurteilten hat der. 
litauiſche Staatspräſident von ſeinem Begnadigungsrecht 
Gebrauch gemacht. Er hat Prieß, Boll, Lepa und 
Wannagat zu lebenslänglichem Zuchthaus 
„begnadigt“. In Litauen muß man ſich darüber im 
Klaren ſein, daß mit einem „Gnadenakt“ der Fall nicht 
erledigt iſt. Er kann gur dadurch erledigt werden, daß 
Recht geſprochen wird, nur dadurch, daß die gegen die Ver: 
urteilten und gegen Deutſchland erhobenen lügenhaften 
Beſchuldigungen von litauiſcher Seite zurückgenommen 
werden, nur dadurch, daß von litauiſcher Seite der ganze 
Prozeß als das beſtätigt wird, was er in Wirklichkeit war: 
ein Juſtizverbrechen, durch das dem blutigen Terror be— 
amteter Banditen im Memelgebiet der Schein einer 
politiſchen Berechtigung beigelegt werden ſollte. Vielleicht 
hat der litauiſche Staatspräſident perſönlich den ganzen 
Prozeß nicht gewünſcht. Man erzählt ſich, daß er verſucht 
hat, ſich der Beſtätigung der Bluturteile durch eine Aus— 
landsreiſe zu entziehen, daß er von der maßgebenden 
politiſchen Clique daran aber gehindert worden iſt ... 


Das polniſche Eherecht 
Zu den Fragen, die von Zeit zu Zeit die Gemüter in 
Polen erregen, gehört die Frage der Eheſcheidung. 
Bisher iſt es noch nicht zu einer Vereinheitlichung des in 
den drei Teilungsgebieten geltenden deutſchen, öſterreichi⸗ 
ſchen und ruſſiſchen Eherechtes gekommen. Seit Jahren 
befindet ſich zwar ein entſprechender Geſetzentwurf in Vor— 
bereitung, die Regierung hat ihn aber bisher nicht dem 
Parlament zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Die maß⸗ 
gebenden Kreiſe des Pilſudſkiſyſtems ſind 
als Anhänger eines „fortſchrittlichen“ Eherechtes bekannt. 
Die ſchärfſte Ablehnung findet die „Ehereform“, d. h. die 
Zivilehe und die Erleichterung der Eheſcheidung, bei der 
katholiſchen Kirche, für die die Alleingültigkeit der 
kirchlichen Ehe und das Scheidungsverbot für katholiſche 
Ehen nicht nur ein ſeelſorgeriſches, ſondern auch ein 
politiſches Machtmittel bedeutet. Dieſer Zuſtand, daß der 
Staat die Scheidung nicht ausſprechen kann, die katholiſche 
Kirche ſie aber nicht ausſprechen will, hat mitunter ab⸗ 
ſonderliche Folgen gezeitigt. Es iſt in Polen eine faſt all⸗ 
tägliche Erſcheinung geworden, daß die ſcheidungs⸗ 
Tuftigen Katholiken, um dem Zwang ihrer 
Kirche zu entgehen, zu einem anderen Be: 
kenntnis oder zu einer der zahlreichen 
Sekten übertreten. Die vornehmen Kreiſe bevor⸗ 
zugen in ſolchen Fällen das proteſtantiſche Bekenntnis. Es 
iſt in Polen allgemein bekannte Tatſache, daß ein erheblicher 
Teil der Würdenträger des Pilſudſkiblockes Proteſtanten 
ſind, nicht von Haus aus, ſondern weil ſie ſich von ihren 
erſten Frauen ſcheiden laſſen wollten. Im Jahre 1929 hat 
es ſogar einmal ein Kabinett gegeben, dem faſt ausſchließlich 
Männer angehörten, die Katholizismus und erſte Frau 
egen Proteſtantismus und zweite Frau eingetauſcht hatten. 
Die gewöhnlichen Sterblichen in Polen, die ſich ſcheiden 
laſſen möchten, treten zur pravoflawiſchen Kirche oder zu 


einer der Sekten über. Es gibt pravoflawiſche Geiſtliche und. 
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Sektenführer, die die Scheidungsluſt katholiſcher Eheleute 
zu einer ergiebigen Einnahmequelle gemacht haben: Für 
einige hundert Zloty kann man Katholizismus und Frau 
im abgekürzten Verfahren loswerden. In manchen Fällen 
wird durch ſo einen Konfeſſions⸗ und Ehewechſel jedoch 
eine rechtlich bisher noch nicht völlig ge⸗ 
klärte Lage geſchaffen. Einige Sekten, die die Ehe⸗ 
ſcheidung ehemaliger Katholiken beſorgen, ſind vom Staate 
nicht anerkannt. Von katholiſcher Seite wird nun behauptet, 
daß dieſe Sekten rechtlich unwirkſame Akte vollziehen, und 
daß die von ihnen Geſchiedenen ſich durch Wiederverheira- 
tung der Big amie ſchuldig machen. Solche Bigamiſten 
wider Willen ſcheint es in Polen viele zu geben. Auf die 
Dauer wird die polniſche Regierung nicht darum herum⸗ 
kommen, in das gegenwärtig im Eherecht herrſchende Chaos 
durch eine Eherechtsreform Ordnung zu bringen. Es iſt 
kaum anzunehmen, daß die Reform dann ganz im Sinne 
der katholiſchen Kirche und der Frauen ane ee wird, die 
befürchten, daß ihnen mit einer Erleichterung der Ehe⸗ 
ſcheidung ihre Männer davonlaufen werden Der polniſche 
Staat wird es ſich auf die Dauer kaum leiſten können, ein 
ſo ſtark in das Leben jedes einzelnen Staatsbürgers ein⸗ 
greifendes Recht wie das Eherecht der Kirche zu überlaſſen. 


Skeriliſierung in Polen. 

Auf der kürzlich abgehaltenen Jahrestagung des 
Staatlichen Geſundheitsamtes in Warſchau 
wurde u. a. ein von der Polniſchen Eugeniſchen Geſellſchaft 
ausgearbeiteter Geſetzent wurf über die Sterili⸗ 
ſierung beraten. Der Geſetzentwurf ſieht vor, daß erb⸗ 
kranke und geiſtig minderwertige Perſonen auf Grund einer 
gerichtlichen Entſcheidung unfruchtbar gemacht werden 
können. Entſprechende Anträge ſollen die Erbkranken auch 
ſelbſt ſtellen können. Der Geſetzentwurf wurde einem Aus- 
ſchuß zur weiteren Beratung zugewieſen. 


„Sprechen Sie Deutſch?“ 

In der eſtniſchen Zeitung „Waba Maa“ ſtellte ein Eſte 
kürzlich mit Zufriedenheit feſt, daß man ſich bei ihm zuhaufe 
doch wohler fühle als bei den lettiſchen Freunden, denen es 
leider noch ein wenig an der europäiſchen Salonfähigkeit im 
Umgange mit Ausländern fehle. Eines Tages, ſo erzählt er, 
habe ihn auf der Straße ein Herr angehalten, der ſich vorſichtig 
nach allen Seiten umſchaute und dann, als er ſich vergewiſſert 
hatte, daß ſonſt niemand da iſt, im Flüſterton fragte: 
„Sprechen Sie Deutſch?“ und, nachdem dies bejaht worden 
war, ſich erkundigte, ob man in Reval denn auf der Straße 
deutſch ſprechen dürfe. „Aber natürlich“, hat da der Eſte geſagt, 
„bei uns darf jeder die Sprache ſprechen, die ihm gefällt.“ 
Dann heißt es weiter: „Es ſtellte ſich jetzt heraus, daß mein 
Gegenüber ein Reichsdeutſcher war, der eine Reiſe durch die 
baltiſchen Staaten machte. In Riga iſt er vor Schwierigkeiten 
beinahe ſteckengeblieben. Auf der Straße, in der Eiſenbahn, im 
Poſtamt, überall wies man ihn grob oder gar drohend ab, 
ſobald er ſeine Anliegen in deutſcher Sprache vorbrachte. Aus 
dieſem Grunde nahm er an, daß es auch in Reval nicht anders 
herginge.“ 

Noch einen ähnlichen Vorfall erzählt der Gewährsmann 
der eſtniſchen Zeitung: „Als ich kürzlich in Helſingfors war, 
lernte ich einen finnländiſchen Schweden kennen, einen Indu⸗ 
ſtriellen. Dieſer Herr hatte vor einiger Zeit eine Autotour 
durch Eſtland und Lettland gemacht. In Mitau paſſierte ihm 
folgender Zwiſchenfall: Seinem Auto war das Benzin aus— 
Poltziſen Er wandte ſich in deutſcher Sprache an den nächſten 

oliziſten und fragte ihn nach einer Tankſtelle. Der Beamte 
ſchüttelte ſchweigend den Kopf. Dieſes ſtumme Spiel dauerte 
einige Zeit, bis zu dem Augenblicke, in dem kein anderer 
Menſch in der Nähe war. Dann antwortete der Poliziſt in 
deutſcher Sprache: Die nächſte Tankſtelle befindet ſich hier 
gleich um die Ecke. Ich hätte Ihnen dies gleich Zeſagt, aber 
ich darf ja nicht deutſch ſprechen.“ 

Zum Schluß ſchreibt der auf die Zrworkommenheit feiner 
eſtniſchen Landsleute ſtolze Gewährsmann: „Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die eigene Angelegenheit der Letten, welche Sprache 
zu ſprechen ſie ihrer Bevölkerung erlauben. Doch dürfen 
wir bei unſeren Spracherlaſſen Riga nicht 
zum Vorbilde nehmen, beſonders dann nicht, wenn 
wir für den Fremdenverkehr werben.“ — Ja, wenn's nur ſo 


wäre! Der Mann hat anſcheinend das eſtniſche Spra⸗ 
chengeſetz vom letzten Jahre vergeſſen, das einen weientlich 
anderen Geiſt atmet, als man nach der obigen Erzählung an⸗ 
zunehmen geneigt iſt, und das eine recht peinliche Aehnlichkeit 
mit dem entſprechenden Geſetz in Lettland aufweiſt. 


Gauleiter Wagner zum Oberpräſidenken ernannt 

Der Führer und Reichskanzler hat auf Vorſchlag des 
Miniſterpräſidenten Göring den Gauleiter Joſef 
Wagner zum Oberpräſidenten in Breslau ernannt. 
Joſef Wagner wurde am 12. Januar 1899 in Altgringen in 
Lothringen als Sohn eines Bergmannes 91 Nach 
abgeſchloſſener Lehrerausbildung wurde er 1917 ins Heer 
einberufen. kam er ſchwerverletzt in franzöſiſche Ge⸗ 
user Nach fünfmaligem Fluchtverſuch kehrte er im 
re 1919 nach Deutſchland zurück. Bereits 1922 wurde 
Joſef Wagner Vorkämpfer der NSDAP. im Ruhrgebiet. Es 
gelang ihm, in dieſer Hochburg des Marxismus gerade den 
ſchaffenden deutſchen engen frühzeitig für die NSDAP. 
gewinnen. 1928 wurde Wagner i. den Reichstag gewählt. 
m gleichen Jahre wurde er vom Führer zum Gauleiter 
Weſtfalen der NSDAP. ernannt. Die gewaltigen Fort⸗ 
ſchritte der NSDAP. gerade in dieſem Gebiet führten au 

einer Teilung des Gaugebietes. Am 5. Dezember 1934 wur 
Joſef Wagner mit der Führung des Gaues Schleſien betraut. 


Urlaub in Danzig! 
So traurig die Guldenabwertung ganz all⸗ 


gemein für die Danziger Bevölkerung iſt, auf dem Gebiete 
des Fremdenverkehrs kann ſie ſich für die Danziger 


Wirtſchaft doch vorteilhaft auswirken. Für die Deut- 
chen im eich iſt Danzig ein verlockend 
billiger Ferienaufenthalt geworden. Reichs⸗ 
deutſche Gäſte erhalten für eine Reichsmark jetzt über zwei 
Danziger Gulden; fie können, da ſich die nach der Ab» 
wertung eingetretenen Preisſteigerungen in verhältnis⸗ 
mäßig engen Grenzen halten, jetzt in Danzig erheblich 
billiger leben als früher. Der Danziger Senat iſt in Zu⸗ 
ſammenarbeit mit dem Gaſtſtättengewerbe und den anderen 
am Fremdenverkehr intereſſierten Stellen bemüht, un⸗ 
gerechtfertigte Preisſteigerungen zu verhindern und für 
eine befriedigende Unterbringung des zu erwartenden 
geohen Zuſtroms reichsdeutfcher Gäſte Sorge zu tragen, 

uch von reichsdeutſcher Seite werden dem Urlaubsverkehr 
nach Danzig keine Schwierigkeiten bereitet. Es iſt eine 
Geldmitnahme aus Deutſchland nach Jan⸗ 
zig bis zu 360 AA je Monat und Perſon geſtattet. Dieſe 
Summe, die einem Gegenwert von rund 770 Danziger 
Gulden entſpricht, reicht auch für die anſpruchsvollſten 
Feriengäſte aus. Es iſt nicht nur der eigene Vorteil, 
ondern vor allem auch die ſelbſtverſtändliche 

flicht der Deutſchen im Reiche gegenüber 
den Volksgenoſſen in Danzig, auf denen heute 
noch die ganze Schwere des Verſailler Diktates laſtet, die 
alte deutſche Hanſeſtadt und ihre ſchönen 
Bäder zu beſuchen. Was für die Urlauber aus dem 
Reiche Freude und Erholung iſt, iſt für die Danziger eine 
willkommene und dringend notwendige Hilfe in ihrem 
Ringen um die wirtſchaftliche Exiſtenz und um die nationale 
Behauptung. 


Ein deutſcher Kirchenführer des Poſener Landes 


Die Vorkriegsgeſchichte der evangeliſchen Kirche im 
Poſener Gebiet iſt untrennbar mit dem Namen Johannes 
Heiekiel verbunden. Jedes Gebiet kirchlichen Lebens im 
Noiener Lande verdankte der Wirkſamkeit dieſes Mannes 
Entſtehung, Ausbau oder Vertiefung, ſo daß noch heute, trotz 
der Veränderungen in der kirchlichen Lage, das geſamtkirch— 
liche Leben der unierten 50 Heel e Kirche in Polen auf 
der tragenden Grundlage von Heſekiels Schaffen ſteht. 


Johannes Heſekiel ſtammte aus Altenburg, wo ſein 
ater Generalfuperintendent war. Nach Beendigung der 
Schulzeit ſtudierte er in Jena, Erlangen und Leipzig Theologie. 
Sein lebhaftes Intereſſe für das Werk der damals neu auf⸗ 
ſtrebenden Inneren Miſſion veranlaßte ihn, nachdem 
er ſein Studium beendet hatte, dazu, in den Dienſt des rhei⸗ 
niſch⸗weſtfäliſchen Jünglingsbundes als deſſen erſter Reiſe⸗ 
prediger zu treten. Zwei Jahre ſpäter, 1862, wurde er Ge⸗ 
fängeisprediger in Elberfeld, übernahm aber bald von da aus 
das ausgedehntere Amt eines Reiſepredigers für Innere 
Miſſion im Weſten Deutſchlands. Der 1848 gegründete Zen⸗ 
tralausſchuß für Innere Miſſion ſtand damals noch unter der 
Führutig feines Gründers Johann Hinrich Wichern, mit dem 
Heſekiel in enge Beziehungen trat und deſſen Schüler und 
Freund er wurde. 5 Jahre hat er dieſe Reiſetätigkeit durch⸗ 
geführt, bis er 1868 ſein erſtes Pfarramt erhielt. 18 Jahre hat 
er unter ſchwierigen Verhältniſſen dieſes Amt in der Gemeinde 
Sudenburg bei Magdeburg verwaltet. 


Die Jahrzehnte von 1860 —1886, alſo die erſte Hälfte 
ſeiner langen Amtszeit, waren die rechte Vorbereitung für den 
ſchweren und verantwortungsvollen Beruf, für den Pfarrer 
Heſekiel auserſehen war, als er, der bisher nur in rein evan⸗ 
geliſchen Gegenden gearbeitet hatte, in die ganz andersartigen 
ſchwierigen Verhälmiſſe des Poſener Landes berufen wurde. 
Auch in ſeiner Poſener Wirkſamkeit gingen Kirche und Innere 
Miſſion bei ihm ſtets Hand in Hand. Heſekiel ſchuf als General⸗ 
ſuperintendent zahlreiche neue Kirchengemeinden, er übergab 
169 neue Kirchen ihrer Beſtimmung; er führte Generalkirchen⸗ 
viſitationen, Ephoralkenferenzen und Ordinationskurſe ein; er 
ordinierte über 300 Pfarrer und trug ſelbſt für die Ausbildung 
der Pfarrbräute Sorge. Er ging auf die Wünſche der weſt⸗ 
fäliſchen Anſiedlergemeinden ebenjo verſtändnisvoll ein, wie 
er die Erweckungsbewegung im Netzegau zum Beſten der 
Kirche in geſunde Bahnen zu leiten bemüht war. Er blieb 
debei ſtets der Mann der Inneren Miſſion, der für die Unter⸗ 
bringung der Siechen das Männerſiechenhaus in 


Tonndorf und das Frauenſiechenhaus in 
Wolfskirch ſchuf, der mit Eifer ſich um das Diakoniſſen⸗ 
werk mühte und das neue Poſener Diakoniſſenhaus 
mit erbauen half. Er rief für die in der andersgläubigen Um— 
welt religiös gefährdeten Kinder Konfirmandenanſtalten ins 
Leben und war ſtets darauf bedacht, die kirchliche Arbeit nicht 
nur auf das geordnete Amt des Paſtors, ſondern auch auf die 
Mitarbeit verantwortungsbewußter Gemeindemitglieder zu 
ſtützen. So iſt er der Begründer der evangeliſchen Fr auen« 
hilfe geworden, der er die Ausbildung von Gemeindehelfes 
rinnen übertrug. So hat er den Verein für Landmiſ⸗ 
ſion gegründet, der ſich in feinem Heim in Langenolingen die 
Erziehung junger Diakone für die ſtändige kirchliche Berufs⸗ 
arbeit angelegen ſein ließ. Dieſer Aufbauarbeit, die von 
tiefer kirchlicher und ſtarker völkiſcher Geſinnung getragen war, 
iſt es zu verdanken, daß die Poſener Kirche nicht, wie manche 
andere Inſtitution der Oſtmark, in den Jahren des Umſturzes 
zerfiel, ſondern als lebendiger Organismus erhalten blieb und 
ſich auf die ihr zufallenden neuen Aufgaben ein⸗ und ums 
ſtellen konnte. Sehr wertvoll war es, daß der evangelifche 
Generalſuperintendent, deſſen Gemeinden auch ſchon damals 
eine, wenn auch ſtarke, religiöſe Minderheit bildeten, mit der 
katholiſchen Kirche ſtets in Frieden lebte. Bekannt iſt die 
Tatſache, daß der Erzbiſchof Stablewſki noch auf dem Sterbe⸗ 
bette den Beſuch des von ihm hochgeſchätzten evangeliſchen 
Kirchenführers empfing. 

Ueber den Rahmen der Poſener Kirche hinaus hat der 
Name Heſekiel geſamtkirchliche Bedeutung, namentlich 
durch die ſtändige Mitarbeit im Zentralausſchuß für Innere 
Miſſion wie auch durch die Mitarbeit im Guſtav-Adolf-Verein. 
Als der Siebzigjährige 1905 ſein Amt aufgeben und in den 
Ruheſtand treten wollte, wurde er von allen Seiten dringend 
gebeten, noch weiter im Amte zu bleiben. Erſt 1910 trat er 
nach 24jähriger ſegensreicher Tätigkeit in Poſen, in den Ruhe⸗ 
ſtand. Aber auch weiterhin gehörte ſeine Sorge der Poſener 
Kirche, namentlich dem Poſener Diakoniſſenhaus, an deſſen 
Verwaltung er auch noch nach ſeinem Fortzuge teilnahm. 
Die perſönlichen Beziehungen Heſekiels zu Poſen blieben be⸗ 
ſonders innig dadurch, daß einer ſeiner Söhne in der Poſener 
Kirche als Pfarrer tätig war und ſeine Tochter als Pfarrfrau 
hier waltete. Auch deren Kinder haben der Wahlheimat ihres 
Großvaters die Treue gehalten. 

Heſekiel ſiedelte von Poſen nach Wernigerode über. Kurz 
vor dem Ende des Krieges iſt er am 21.-Juli 1918 im Alter 
von 83 Jahren geſtorben. 
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Hultſchin in der ſudetendeutſchen Front 


Die Wahlſchlacht in der Tſchechoſlowakei iſt geſchlagen, und 
damit auch im Hultſchiner Ländchen. Sie hat hier dem Deutſch⸗ 
tum zu einem nie geahnten Siege verholfen. Die Sudeten⸗ 
deutſche Partei von Konrad Henlein hat fa ſt 90% aller 
abgegebenen deutſchen Stimmen auf ſich ver⸗ 
einigt. Trotzdem nicht ein einziger Name eines Hultſchiners 
auf der Kandidatenliſte ſtand, ſtellte ſich das Volk voll Ver⸗ 
trauen hinter dieſe junge Partei und gab damit ſeinen 
Willen kund, zu geſchloſſener Einigkeit hinter eine einheitliche 
politiſche Führung des Deutſchtums im tſchechiſchen Staate 
zu treten. In tſchechiſchen Kreiſen verſucht man den Wahlſieg 
als einen Erfolg der „Irredenta“ hinzuſtellen, ein Wort, das 
Wi fehl am Platze iſt. 

Im Folgenden ſeien die Ergebniſſe der Parlaments- 
wahl vom 19. Mai d. J. wiedergegeben: 


Deutſch [Tſchechiſchl Kommu⸗Henleinpartei 


ſtimmten : ſtimmten : niſtiſch: Jalletn erhielt: 
1935 1935 1935 1935 
Bielau 182 77 — 182 
Beneſchau 774 307 5 706 
Bobrownik 222 104 1 209 
Buslawitz 626 122 1 583 
Bolatitz 963 323 20 854 
Gr. Darkowitz 396 117 — 387 
Kl. Darkowitz 378 98 1 370 
Haatſch 734 189 2 674 
Hultſchin 1825 845 35 1573 
Hoſchialkowitz 445 267 12 395 
Kuchelna 293 192 2 253 
Koblau 737 385 42 730 
Kauthen 639 90 — 599 
Kosmütz 437 213 4 346 
Krawarn 1741 283 17 1504 
Elg. Hultſchin 328 179 38 282 
Ludgerstal 1707 376 21 1653 
Markersdorf 538 154 2 512 
Petershofen 1250 477 35 1189 
Sandau 636 235 — 529 
Schillersdorf 610 185 4 583 
Schepankowitz 816 184 17 734 
Wreſchin 171 176 1 151 
Oppau 216 132 1 206 
Zawada 153 51 — 145 
Amtoſchowitz 20 77 — 19 
Schlauſewitz 172 56 — 166 
Schreibersdorf 254 95 — 175 
Oderſch 513 210 — 360 
Rohow 243 17 — 203 
Zauditz 484 45 — 405 
Thröm 421 10 — 396 
Weidental 68 24 — 66 
Strandorf 260 110 — 211 
Köberwitz 728 183 58 604 
Gr. Hoſchütz 535 172 51 353 
Kl. Hoſchütz 388 239 11 150 
Klebſch 246 62 1 167 
21150 7030 382 18624 
Das ergibt in % 88 0% 

ausgedrückt: 74 % 24,6 % 1,4 / aller deutſch. 


Stimmen 
Das Hultſchiner Ländchen hat alſo zu % deutſch geſtimmt. 
Trotzdem ſind in dieſem Gebiet, das am 4. Februar 1920 laut 
Artikel 83 des Verſailler Diktates ohne Abſtimmung an die 
Tſchechoſlowakei abgetrennt wurde, alle deutſchen 
Schulen bis auf zwei (Zauditz und Thröm) in 
tſchechiſche umgewandelt worden. Der poli⸗ 
tiſche Ausnahmezuſtand beſteht heute noch im ver⸗ 
waltungsmäßig geteilten Hultſchiner Ländchen und ſetzt 
Geſetze, die für das ganze Staatsgebiet Geltung haben, hier 
t. Vor allem iſt es nicht geſtattet, 
e Privatſchulen zu errichten. die kraſſe 
wirtſchaftliche Not macht es dem größten Teil der Bewohner 


Mit dem Seodienft 


ern, Vivian, 
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unmöglich, die Kinder durch häuslichen Unterricht deutſch 
erziehen zu laſſen. Demgegenüber erhielt Hultſchin ein neu⸗ 
erbautes tſchechiſches Gymnaſium, Krawarn eine 
tſchechiſch te landwirtſchaftliche Schule. Alle größeren 
Orte wurden mit tſchechiſchen Bürgerſchulen verſehen. 
In Orten, wo zu preußiſcher Zeit 5 bis 6 Lehrer wirkten, 
find heute 15 bis 20 tſchechiſche Lehrer tätig. Klaſſen mit 
nur 8 bis 10 Kindern ſind im Hultſchiner Ländchen keine 
Seltenheit. Die tſchechiſche Einwanderung in das 
Hultſchiner Ländchen wird von Jahr zu Jahr ſtärker. Die 
Stadt Hultſchin erhielt eine tſchechiſche Penſioniſten⸗ 
ſiedlung, dazu etwa 500 tſchechiſche Beamte 
der politiſchen Bezirksverwaltung, der Steueradminiſtration, 
der Militärverwaltung, der Gendarmerieſchule uſw. Die 
kleine Gemeinde Bobrownik von 552 Einwohnern zählt allein 
35 Familien, die in den letzten Jahren aus dem rein tſchechi⸗ 
ſchen Gebiet zugezogen ſind. Die Reſtgutsbeſitzer, denen man 
das dem Großgrundbeſitzer enteignete Land übertragen hat, 
bringen nur tſchechiſche landwirtſchaftliche Arbeiter und Ur: 
beiterinnen in das Gebiet. Die Domäne Krawarn beſchäftigt 
allein rund 300 tſchechiſche Arbeiter. 

Eine deutſche Wahlpropaganda war im Hul: 
tſchiner Ländchen nur ſchwer möglich, während die tſchechi⸗ 
ſchen Parteien und die Kommuniſten unter dem Schutz der 
Staatsgewalt völlig ungehindert agitieren konnten. Ein Teil 
der tſchechiſchgeſinnten Geiſtlichkeit mißbrauchte die Kanzel 
zur Propaganda für die „Lidova Strana“ (Tſchechiſche Volks⸗ 
partei). Dagegen erhielt ein deutſcher Geiſtlicher, der für die 
Sudetendeutſche Partei im Hultſchiner Ländchen ſprechen 
ſollte, das Redeverbot. Daß die Maſſen tſchechiſcher Flug: 
blätter, mit denen das Gebiet überſchwemmt wurde, in der 
Bevölkerung keinen Widerhall finden, das haben deren Ver: 
faſſer ſchließlich ſelbſt einſehen müſſen; und ſie verſuchten 
darauf, ihre Propaganda auch in deutſcher Sprache zu trei⸗ 
ben. Auf einem, auch in deutſcher Sprache verfaßten Flug⸗ 
blatt der Tſchechen waren folgende bezeichnende Worte zu 
leſen: „Wenn Ihr aber nicht Herren Eurer Heimat ſein 
wollt, wenn Ihr Chriſtus leugnen wollet und die Rückkehr 
zum germaniſchen Heidentum wünſchet, wenn Ihr ſamt 
Euren Kindern in den Schreckniſſen eines Krieges verbluten 
wollet, wenn Ihr als Knechte unter der Knute von Gewalt: 
tätern leben wollet, wenn Ihr die Grundſtücke, die Euch erſt 


„die tſchechoſlowakiſche Republik zugeteilt hat, auf immer ver⸗ 


lieren wollet, — dann ſchenket Glauben den beſoldeten 
Hetzern und verhaltet Euch nach ihren Ratſchlägen bei den 
kommenden Wahlen! Aber trotzdem bleibt Ihr immer 
Staatsbürger der Tſchechoſlowakiſchen Republik, und dann 
redet nicht von Ungerechtigkeit, wenn Euch nach den Ergeb— 
niſſen der Wahlen nach Verdienſt gemeſſen wird!“ 

Viele deutſche Stimmen ſind dadurch verloren gegangen, 
daß man die Wahlberechtigten in die Liſten nicht aufge⸗ 
nommen hat. Einer großen Zahl von Deutſchen hatte man 
das Wahlrecht entzogen, weil ſie in ihrer Not Holz im Wald 
geſammelt haben. Viele junge Deutſche ſind in den Jahren 
1933/34 infolge politiſcher Verfolgungen und wirtſchaftlicher 
Not nach Deutſchland ausgewandert. Ueber 1000 deutſche 
Mädchen konnten ſich an den Wahlen nicht beteiligen, da ſie 
als landwirtſchaftliche Saiſonarbeiterinnen im Innern 
Deutſchlands beſchäftigt ſind. 

Unter dieſen cecht ungünſtigen Verhältniſſen fanden die 
Wahlen im Hultſchiner Ländchen ſtatt. Und trotzdem oder 
vielleicht gerade deshalb dieſes Ergebnis! Die Wahlen haben 
hier — wie im ganzen ſudetendeutſchen Gebiet — erneut 
gezeigt, daß die Verſchleierungsmethoden der tſchechiſchen 
Volkszählung von 1921 und 1931 an dem deutſchen Bekennt⸗ 
nis der Bevölkerung nichts ändern können. Wenn die 
Tſchechen nach ihren bekannten Praktiken im Hultſchiner 
Ländchen 19,9 Proz. und 11,5 Proz. Deutſche errechnet haben, 
ſo werden ſie durch das Ergebnis von 1935 mit 74 Prozent 
deutſcher Stimmen Lügen geſtraft. Das deutſche Ergebnis iſt 
noch um ſo höher zu werten, als der Stimmenzuwachs ſich 
nicht aus den Schichten der älteren Bewohnerſchaft zu⸗ 
ſammenſetzt, ſondern aus der heranwachſenden Ju gend, 
die doch zum größten Teil gezwungen war, in tſchechiſche 
Schulen zu gehen. Das Hultſchiner Ländchen hat ſich zur 
großen deutſchen Schickſalsgemeinſchaft im tſchechiſchen 
Staate bekannt. H. Janosch. 


Aus der Rede des Führers 


Welche Folgerungen Deutſchland aus der Unter⸗ 
drückungspolitik der Litauer zu ziehen gezwungen iſt, das 
iſt vom Führer in ſeiner Reichstagsrede am 
21. Mai mit aller Deutlichkeit dargelegt worden: „. .. Aus 
dieſen Abſichten heraus waren wir auch bereit, mit allen 
unſeren Nachbarn Nichtangriffspakte abzuſchließen. 
Wenn wir davon Litauen aus nehmen, fo geſchieht 
dies nicht deshalb, weil wir dort einen Krieg wünſchen, 
ſondern weil wir nicht mit einem Staate 
politiſche Verträge eingehen können, der 
die primitivften Geſetze des menſchlichen 
Zuſammenlebens mißachtet. Es iſt traurig 

enug, daß durch die zerſplitterte Lagerung der europäiſchen 
Völter ſich in manchen Fällen eine praktiſche Grenzziehung 
in den Nationalitäten entſprechenden Nationalgrenzen nur 
ſchwer verwirklichen läßt, oder daß durch gewiſſe Verträge 
auf die nationale Zuſammengehörigkeit bewußt keine Rück⸗ 
ſicht genommen wurde. Es iſt dann aber erſt recht nicht 
notwendig, daß man Menſchen, die ohnehin ſchon von dem 
Unglück betroffen ſind, von ihrem angeſtammten Volk weg⸗ 
geriſſen zu ſein, außerdem noch quält und mißhandelt. In 
einer großen internationalen Zeitung las ich vor wenigen 
Wochen die Bemerkung, daß Deutſchland doch leicht auf das 
Memelgebiet Verzicht leiſten könne, es ſei doch ohnehin ſchon 
groß genug! Dieſer edle, menſchenfreundliche Skribent ver⸗ 
gißt nur eines, daß 140 000 Menſchen endlich 
auch ein eigenes Lebensrecht beſitzen, daß 


es ſich gar nicht darum handelt, ob Deutſchland ſie will oder 
nicht will, ſondern darum, ob ſie ſelbſt Deutſche oder keine 
Deutſchen ſein möchten. Sie ſind Deutſche. Man hat ſie 
durch einen nachträgli ſanktionierten 
Ueberfall, der mitten im Frieden ſtattfand, 
vom Reiche weggeriſſen, und zur Strafe 
dafür, daß ſie nun dennoch am deutſchen 
Volkstum hängen, werden ſie verfolgt, ge⸗ 
foltert und auf das barbariſchſte mißhan⸗ 
delt. Was würde man wohl in England oder in Frankreich 
ſagen, wenn ein ſolch trauriges Schickſal Angehörigen dieſer 
Nationen zuſtoßen würde! Wenn das Gefühl der Zu⸗ 
gehörigkeit zu einem Volk durch Menſchen, die man gegen 
jedes Recht und Naturempfinden von einem ſolchen Volke 
weggeriſſen hat, als ſtrafwürdiges Verbrechen gilt, dann 
heißt das, daß man Menſchen ſelbſt das Recht 
beſtreitet, das jedem Tier noch zugebilligt 
wird: das Recht der Anhänglichkeit an den 
alten Herrn und die alte, angeborene Ge⸗ 
meinſchaft. Aber 140 000 Deutſche in Litauen werden 
ſogar unter dieſe Rechte geſtellt. Wir haben daher 
keine Möglichkeit, ſolange es den verant- 
wortlichen Garanten des Memelſtatuts 
ihrerſeits nicht möglich iſt, Litauen zum 
Reſpekt der primitioſten Menſchenrechte 
zurückzuführen, unſererſeits mit dieſem 
Staat irgendeinen Vertrag abzuſchließen.“ 


1000 Worte Oſtmark⸗Frühling 


Tauſend Worte ſind wenig, viel zu wenig, um in einem 
Frühlingspſalm die Schönheit der erwachenden Natur in 
Bayerns Oſtmark zu preiſen. Man müßte wenigſtens hundert 
Verſe dichten dürfen, lauter fröhliche Hymnen, zu denen der 
Bergurwald ſelbſt die rauſchende Muſik ſetzen und der glas— 
klare Himmel darüber ſeine liebſten, lockendſten Bilder 
zeichnen würde. 

Es iſt ein ſeltſamer Frühlingsgarten, dieſer große 
Naturpark, der, an der ſchönen, blauen Donau beginnend, 
nordwärts jäh emporſteigt am „Deutſchen Eck im 
Oſten“ über die alte Nibelungenſtadt Paſſau bis zu den 
Gipfeln am Grenzkamm und wieder hinab in die Further 
Senke, dem vielhundertjährigen Völkertor. Ein Berg: und 
Waldgarten in ſo köſtlicher Weltabgeſchiedenheit und ver⸗ 
geſſener Ferne, daß ſelbſt der Lenz erſt zu allerletzt dorthin 
findet, um ſeine Schlußrunde mit dem Winter auszufechten. 
Dieſer bannt hart den Grenzgau mehr als ein Drittel des 
Jahres unter eine tiefe Schneedecke, und es hält ſchwer, 
der Erdſchicht, die nur dünn das Urgeſtein auf den Bayer: 
waldbergen deckt, das erſte Grünen und Blühen zu entlocken. 

Freilich, die Waldgautore drunten an der Donau öffnen 
ſich williger dem Frühling, und längſt gleiten flinke 
Dampfer und Faltboote zwiſchen Regensburg und Paſſau 
durch bunte Wieſen an warmbeſonnten, blühenden Hängen 
vorüber, wenn „am Berg“ der Oſterhaſe ſeine Eier noch in 
metertiefem Schnee legen muß. Aber dafür wahrt ſich dieſe 
wechſelvolle Landſchaft auch eine köſtliche Friſche bis zu den 
längſten Tagen des Jahres und ſchenkt dem Pfingſtwanderer 
hier einen zweiten Lenz unter den erſt um die Johannisfeuer 
blühenden Kaſtanien, Fliederbüſchen und Obſtbäumen. 

Um die Vielgeſtaltigkeit des Oſtmarkfrühlings recht zu 
erleben, muß man die Donau hinabfahren, von Kloſter 
Waltenburg mit der Befreiungshalle bei Kel⸗ 
heim oder von der alten Biſchofsreſidenz Regensburg 
mit ihrem Ehrentempel, der Walhalla. Am beſten am 
gigantiſchen Großkraftwerk Kachlet vorbei bis zur Dreiflüffe- 
ſtadt Paſſau hinab, das den Zauber ſeiner ſchon ſüdlichen 
Pracht in Donau, Inn und Iltz ſpiegelt. Man kann aber 
auch unterwegs ausſteigen in der Agnes⸗Bernauer⸗Stadt 

traubing, dem türmereichen Mittelpunkt der nieder⸗ 
bayeriſchen Kornkammer, in Bogen, der alten Waſſer⸗ 
veſte der mächtigen Grafen von Bogen, die mit ihren Wehr⸗ 
durgen den Grenzgau feſtigten, oder in Deg gen dorf, 
dem eigentlichen Schlüſſel zur Herzkammer des e 
Waldes. Ueberall zweigen Stichbahnen und gute Wander: 


und Autoſtraßen zum „Wald“ ab, eingefaßt von blühenden 
Obſtbäumen, die, wie weiße Zeilen ins Braun der Felder, 
ins Grün der Wieſen geſchrieben, den Weg emporzeigen, zu 
den über 1000 Meter hohen Gipfeln des Sonnen— 
waldes, des Dreitannenriegels und der Ober 
breitnau. f 
Mit dem Frühling um die Wette kann man die Ruſel 
hinaufklettern, die Prachtſtraße über die Vorwaldberge, aber 
ar bald wird der Wanderer von ihm überholt fein. In die 
äler des e des Kleinen, des Schwarzen und des 
Weißen Regen hinab eilt der Frühling vor ihm her. Er 
rüſtet die weitverſtreuten, trauten Walddörfer zwiſchen 
Cham und Biſchofsreuth zu ſeinem Empfang: er 
läßt das Beerenparadies um Kötzting blühen und dort die 
Roſſe zum „Pfingſtritt“ ſchmücken, er zaubert hellgoldene 
Blütenpracht um 8 am und Lohber u alpinen Hochtal 
des „Lamer Winkels“, um die alte Bergftadt Boden» 
mais, um Viechtach am „Pfahl“, der „Teufelsmauer“ 
aus Quarz, um Gotteszell, Regen und Rinchnach. 
Er heißt die Maibäume mit Bändern in den weißblauen 
Farben des Himmels und der Heimat pflanzen und ſetzt dem 
Rieſenmantel des dunklen Tannenwaldes, der von den 
Schultern des Kammes weit auf Hügel und Täler nieder⸗ 
ällt, Millionen helle Spitzen auf. Er läßt die Birfen- und 
uchenhaine grünen und nicht zuletzt die Wolframs⸗ 
linde am Haidſtein, Deutichlands ſtärkſten Baum, 
unter dem des Minneſängers Lieder erklangen. Er taut 
den großen Stauſee am Höllenſtein auf und die Fo⸗ 
rellenwaſſer um Freyung vorm Wald, er umrankt 
grün die Ruinen von Weißenſtein, Neun ußberg 
und Kollnburg, und erſt, wenn die ganze „toll» 
gewordene Hochebene“ zwiſchen dem eigentlichen Bayeriſchen 
Wald und dem Böhmerwald blüht, endet der Triumphzug 
des Frühlings auf den faſt 1500 Meter hohen Granitzinnen 
i von denen der Blick bis zu den Alpenfirner 
reicht. 
Dann ſetzen blauer Enzian und goldene Arnika auch 
„König Arber“ die Frühlingskrone auf, die „Brüſte der 
Muttergottes“, die Oſſergipfel, ftreifen das hüllende 
Schneetuch ab, und Rachel und Luſen grüßen aus 
blumigen Auen zum „Fürſtenthron“ des Dreiſeſſel 
herüber, der den Plöckenſteinſee mit Adalbert Stifters 
Denkmal überragt. 
Frühling endlich überall in der dunklen Waldheimat 
des „Freiſchütz'“, in den Bergen Karl Moors und feiner 
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„Räuber“. Frühling im Naturfchußgebiet des „Hölls 
bachg ſprengs“ am Falkenſtein, wo noch der 
Wanderfalke horſtet, der Bergahorn zu rieſenhaftem Wuchs 
edeiht und mannshohe Farne zwiſchen einer Fels⸗ un 
aumwildnis wuchern, die unberührt iſt wie am erſten 
Schöpfungstag. Heller als hier iſt der Frühling über den 
welligen Höhen des Kaiterbergs, des Hohen Bo⸗ 
gen, des Riedlſteins, wo Maximilian Schmidts, des 
„Waldſchmidts“, Denkmal ſteht, am hellſten aber um die 
hochragenden Kirchen, Klöſter und Kapellen, die in dieſem 
rommen Grenzlandwinkel ohne Zahl ſind. Blumen über 
lumen umranken die Stätten des Gebets, die Kreuze am 
Wege, die Totenbretter auf den Feldern, ſie umwuchern die 
Häuschen der Glasbläſer von Zwieſel gleichermaßen wie 
die Hütten der Weber im armen Wegſcheider Winkel, 
ſie machen das liebliche Grafenau zur Gartenſtadt und 
geben dem idylliſchen Eiſenſtein noch eine Extragarnitur 
zum Frühlingsfeſt. 
Das Schönſte aber wird ſein, wenn in dieſem Jahre 
zum erſtenmal wieder weite, himmelblaue Flachsfelder ſich 
der Sonne öffnen werden, und Deutſchland auch in dieſem 


neuen Kampf, dem Kampf um die Rohſtoffe, treue Hilfe 


findet bei dem tapferen Grenzvolk, das lange verlaſſen und 
vergeſſen zäh die Wacht am Böhmerwald gehalten hat. 
Heut iſt es nicht mehr vergeſſen: überall gerüſtet zum 
Empfang feiner Freunde, wartet der Grenzgau mit feinen 
vielen guten, billigen, z. T. beſtens eingerichteten Gaſtſtätten 
herzlich auf alle „Waldfahrer“. Zwar trägt ſie noch kein 
„Fliegender Oſtbayer“ zur Endſtation „Urwald“ oder zum 
„Deutſchen Eck im Oſten“, aber neben der „Präriebahn“ von 
Paſſau in den Unteren Bayeriſchen Wald fährt die Kraftpoſt 
die Grenze entlang, und außer der prachtvollen Scheiben⸗ 
ſtraße über den Brennesſattel gibt es noch viele gute Wege, 
auf denen ſelbſt nervenſchwache Wagen zum Ziel kommen. 

Der Winterſchlaf der Oſtmark iſt beendet, — ein 
Frühlingsland wartet und läßt uns hundertfach die ewige 
Auferſtehung erleben. Wenn wir bereit ſind, wird der 
Bergurwald auch uns Erneuerung ſchenken; denn er erfüllt 
mit ſeiner majeſtätiſchen Ruhe Körper, Herz und Sinn und 
nimmt uns die letzte Weltſorge von der Seele hier im ſtillen 
Herrgottswinkel unſeres ſchönen deutſchen Vaterlandes. 

Dr. A. L. von Schellwitz-Ultzen. 
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Geſetz und Ehre. Von Joſef Pilſudſk i. Eugen Diederichs 

Verlag, Jena, 1935. Mit vier Bildniſſen und drei Karten. 
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Seiten. Preis geheftet 5,— N, gebunden 6,50 N. 


Durch das Buch von Koitz, das eine Auswahl aus ſeinen 
Schriften und Reden enthält, wird der verſtorbene Marſchall 
Polens dem deutſchen Leſer nähergebracht. Die Auswahl, 
die der Ueberſetzer, beraten von einigen polniſchen Sach⸗ 
kennern, aus den neun Bände umfaſſenden Schriften 
Pilſudſkis getroffen hat, läßt dieſen als den Verſchwörer, 
den Soldaten und Feldherrn und ſchließlich als den Staats— 
mann erkennen, der überall dort, wo er für ſein Volk ge— 
wirkt hat, polniſche Geſchichte gemacht hat. In die Zeit des 
revolutionären, illegalen Kampfes gegen die zariſtiſche 
Herrſchaft führen die erſten ausgewählten Kapitel zurück. 
Mit ſeiner dramatiſchen Spannung nimmt den Leſer der 
Teil des Buches gefangen, in dem Pilſudſki von den erſten 
Kämpfen der Legionen gegen die Ruſſen zu Beginn des 
Weltkrieges berichtet. In den Kapiteln, die ſeinem Haupt- 
werk „Das Jahr 1920“ entnommen ſind, erſcheint der 
Marſchall als der militäriſche und politiſche Führer ſeiner 
Nation, der entgegen allen anerkannten Grundſätzen ſtra— 
tegiſcher Logik ein — wie es ſchien — völlig geſchlagenes 
‚und demoraliſiertes Heer zum Siege zu führen vermochte. 
Und ſchließlich führt die Wiedergabe einiger Reden und 
Interviews in die politiſche Gedankenwelt ein, nach der der 
Marſchall den polniſchen Staat aufzurichten und ſein Volk 
zu erziehen gedachte. 


Während Koitz ſich darauf beſchränkt, eine Auswahl 
aus den Schriften des Marſchalls zu bringen und die Per— 
ſönlichkeit ausſchließlich durch ihre eigenen Worte wirken 
zu laſſen, gibt Loeßner eine zuſammenhängende Lebens= 
beſchreibung, in der er an entſcheidenden Stellen Pilſudſki 
ſelber zu Wort kommen läßt. Auf dieſe Weiſe werden 
auch beſtimmte Lebensabſchnitte, die in den Schriften des 
Marſchalls nicht ihren Niederſchlag gefunden haben, wie 
B. die Zeit des galiziſchen Aufenthaltes vor Ausbruch des 

eltkrieges, in der ihnen gebührenden Weiſe berückſichtigt. 
Loeßner ſtützt ſich bei ſeiner Darſtellung nicht allein auf 
die „Schriften, Reden und Befehle“ (wie die geſammelten 
Werke des Marſchalls betitelt find), ſondern zieht für feine 
Darſtellung auch eine ganze Reihe von Büchern der über⸗ 
aus reichen polniſchen Pilſudſki⸗Literatur zu Rate. Da die 
von Koitz ausgewählten Kapitel und die von Loeßner ge— 
brachten Zitate aus den Schriften Pilſudſkis nur zum 
geringen Teil dieſelben ſind, ergänzen ſich die beiden Bücher 
in wertvoller Weiſe. In beiden Büchern liegt das Schwer: 
gewicht der Darſtellung auf der Zeit vor dem Maiumſturz 
von 1926, und zwar erſtens deshalb, weil mit dieſem Zeit⸗ 
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punkt die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit des Marſchalls abbricht, 
und zweitens auch deshalb, weil es ungemein ſchwierig iſt, 
über den Staatsmann Pilſudſki, wie er während der letzten 
neun Jahre ſeines Lebens gewirkt hat, heute ſchon irgend— 
ein beſtimmtes und abſchließendes Urteil zu fällen. Dr. K. 


Das Geſicht Schleſiens. Landſchaft, Volk und Wirt⸗ 
ſchaft. 142 Aufnahmen von Hanns Sem m. Verlag 
Alfred Fritſche, Breslau. — In der farbigen Vielgeſtaltig— 
keit ſeiner Landſchaftsbilder und Stammestypen wie 
im Reichtum ſeiner Wirtſchaftsformen iſt Schleſien ein 
kleineres Spiegelbild Deutſchlands. Es iſt nicht leicht, dieſen 
Reichtum in ein Buch mit 142 Bildern einzufangen. Semm 
hat dieſe Aufgabe in ſeinem, den heimattreuen Schleſiern 
gewidmeten Bildwerk auch nur zum Teil zu löſen vermocht. 
Was hier noch fehlt, ſoll in einem ſpäteren Bande zu— 
ſammengetragen werden. Von manchen Bildern wird man 
ſagen können, daß ſie vielleicht künſtleriſch geſehen ſind, daß 
es aber leicht möglich geweſen wäre, für dieſen Zweck 
charakteriſtiſchere Objekte zu finden. Aber das iſt ein 
Mangel, der hinter dem überraſchenden Reichtum an Ein— 
drücken, den das Buch vom ſchleſiſchen Lande vermittelt, 
zurücktritt, ein Reichtum, der deshalb ſo überzeugend wirkt, 
weil Semm es im allgemeinen vermieden hat, allbekannte 
Dinge zu zeigen, ſondern ſich gerade das herauszuholen 
bemüht hat, was ſelbſt vielen Schleſiern, vor allem aber den 
Nichtſchleſiern, noch unbekannt iſt. Das Buch wird ſeinen 
Zweck erfüllen, den Schleſiern ihre Heimat noch lieber zu 
machen, und denen, die das Land noch nicht kennen, eine 
Vorſtellung von deſſen vielgeſtaltiger Schönheit zu geben. 

Dr. K. 


Perſönliches 


Silberne Hochzeit: Schriftſetzer Johann Lyſzka und 
Frau Martha, geb. Hanſch, fr. Oſtrowo und Liſſa (Poſen), 
jetzt in Meißen a. d. Elbe, Lorenzgaſſe 5, am 14. 5. ̃ 


Berbeiratef: Der frühere Jungſcharführer der Orts» 
gruppe Kaſſel und jetzige Adjutant des Gauleiters von Kur» 
heſſen, Arno Methner, Kaſſel, mit Gretel Kuhn, Kaſſel, 
am 4. 5. (Kaſſel, Kaiſerſtr. 57). 
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